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Achtſtundentag. 


wirt In der letzten Sitzungsperiode des Reichs⸗ 
ta iſchaftsrates bildete zweimal der Achtſtunden⸗ 
en Anlaß zu ausführlichen Debatten. In 
Del ent Fall handelt es ſich um eine Jnter- 
die don aus der Mitte der Arbeitnehmergruppe, 
tiin Regierung um Auskunft wegen einer 
ſdentgung des brandenburgiſchen Oberpräſi⸗ 
Tem, en erſuchte, der in feiner Eigenſchaft als 
und Bilmachungskommiſſar den Berliner Banken 
Ueber antier die Zuläſſigkeit von 15 und mehr 
Ober Kunden in der Woche beſtätigt hatte. Der 
dehmeräſident hat damit in einer den Arbeit⸗ 
anp rn unerwünſcht ſcheinenden Weiſe in einen 
täten eingegriffen, der zwiſchen den Betrieb- 
i er Berliner Banken und den Arbeitgebern 
eganaullgewerbe ſchon lange heftig hin und her 
ſellten n war. Die Organiſationen der Bankange⸗ 
derfaſſ haben das grundſätzliche Intereſſe, den 
durchlhenngsmäßig verbrieften Achtſtundentag nicht 
ſelbſt hern zu laſſen. Unter den Bankangeſtellten 
ziell A it die Stimmung geſpalten. Prin- 
tune gilt natürlich auch bei ihnen der Acht⸗ 
In vg als eine Errungenſchaft der Revolution. 
ſchafter Praxis jedoch leiſtet die Bankbeamten⸗ 
Tei pa Ot bloß die Ueberſtunden, ſondern ein 
ihnen t Bankangeſtellten drängt ſich ſogar nach 
der geil die tarifmäßig feſtgelegte Entlohnung 
lich 5. erſtunden ihr Einkommen nicht unweſent⸗ 
igien elert. Vom Standpunkt der fozialen 
. dieſe Steigerung der Ueberſtunden 
wegen bedenklich. Denn, da die Ueberſtundenarbeit 
haupt des Kurzſchluſſes am Sonnabend fiğ 
teilt, 6 lich auf die erſten fünf Wochentage ver⸗ 
chenwürde eine regelmäßige Wochenzahl von 
bede to tunden eine 11ſtündige Arbeitszeit täglich 
1 s Deshalb haben die Organiſationen nicht 
gegen Recht, ſondern auch die Pflicht, ſelbſt 
te Neigungen ihrer eigenen Mitglieder 


die Einniſtung von Ueberſtundenarbeit als regel⸗ 
mäßige Inſtitutionen im Intereſſe der Geſundheit 
der Mitglieder ihres Standes zu bekämpfen. Auch 
die Arbeitgeber aber haben meines Erachtens alles 
Intereſſe daran, dem Umſichgreifen der Ueberarbeit 
zu ſteuern. Abgeſehen von der alten Erfahrung, 
daß eine Büroarbeit von elf Stunden in den 
letzten Arbeitsſtunden eine bedeutende Herab⸗ 
minderung der Arbeitskraft zur Folge zu haben 
pflegt, beſteht doch auch die Gefahr, daß das 
Winken des Ueberſtundenlohns ſeitens mancher 
raffinierten Angeſtellten zu mangelhafter Aus⸗ 
nutzung der regulären Arbeitszeit führt, um ſich 
die Bezahlung der Ueberſtunden zu ſichern. 

In der Debatte war ſachlich am beachtens⸗ 
werteſten der Streit zwiſchen den Vertretern der 
Angeſtelltenſchaft und dem Vertreter der Bank⸗ 
direktionen über Grund- und Notwendigkeit der 
Ueberſtundenleiſtung. Dr. Salomonſohn, der Ge⸗ 
ſchäftsinhaber der Diskontogeſellſchaft, der für 
die Arbeitgeber ſprach, wies auf die ungeheure 
Mehrbelaſtung durch die moderne Steuergeſetz⸗ 
gebung und durch die Auskunftspflicht der Banken 
hin. Er verglich die bankgeſchäftliche Tätig⸗ 
keit mit dem öffentlichen Verkehr und ſtellte 
feſt, daß auch die Arbeit der Banken im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liege. Demgegenüber wurde von 
ſeiten der Angeſtelltenſchaft betont, daß das 
Hauptkontingent der ſtarken Arbeitsüberlaſtung 
im Bankgeſchäft doch durch die maßloſen Speku⸗ 
lationen insbeſondere auf dem Gebiete der Geld⸗ 
ſorten und der Valutenkoupons zurückzuführen 
ſei. Dieſe Tätigkeit läge aber durchaus nicht 
im öffentlichen Intereſſe. 

Bei ruhiger Erwägung der von beiden 
Seiten vorgebrachten Gründe wird man wohl 
zu dem Schluſſe kommen müſſen, daß beide 
Teile recht haben. Man wird nicht leugnen 
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können, daß die höchſt unerwünſchte Speku⸗ 
lation in Valutawerten, die zum Teil noch von 
recht üblen Schieberkreiſen getragen wird, die 
auf dieſe Weiſe am beſten ihre Kapitalien zu ver⸗ 
ſtecken glauben, ein außerordentlich hohes Maß 
von Arbeitsbelaſtung im Bankgeſchäft zur Folge 
hat. Andererſeits aber darf es doch wohl als 
feſtſtehend gelten, daß die Anſprüche an die 
Arbeitsleiſtungen der Banken tatſächlich durch die 
moderne Geſetzgebung und überhaupt durch die 
ſteigende Gewöhnung der Geſchäftswelt an den 
Bankverkehr erheblich gewachſen iſt. Gerade deshalb 
haben die Bankangeſtellten aber recht, wenn ſie 
ſich der Einbürgung der Ueberſtundenarbeit wider⸗ 
ſetzen. Denn gerade, wenn die Unternehmer mit 
ihren Fachaufträgen die Sachlage richtig kenn⸗ 
zeichnen, ſo handelt es ſich hier eben nicht um eine 
vorübergehende Erſcheinung, ſondern um einen 
Dauerzuſtand. Die Mehrleiftung it alſo 
zweifellos erforderlich. Die Frage iſt nur, 
ob ſie durch die Anſtellung von mehr 
Hilfskräften oder durch die ſchärfere Aus⸗ 
nutzung der vorhandenen Arbeitskräfte erfolgen 
ſoll. Natürlich wäre die Mehreinſtellung von An⸗ 
geſtellten an ſich das richtige. Jedoch die Banken 
und Bankiers haben heute ſchon Mühe, die nötige 
Anzahl von Angeſtellten zu bekommen. Es 
herrſcht im Bankgewerbe und in den verwandten 
Geſchäftszweigen keine Arbeitsloſigkeit, ſondern 
im Gegenteil ein Mangel an Arbeitern. Dazu 
kommt, daß die überall vorhandene Raumnot 
ſelbſt da, wo man es gern möchte, der Einſtellung 
neuer Hilfskräfte Schwierigkeiten bereitet. Es 
iſt aber andererſeits auch fraglich, ob man den 
Bankangeſtellten empfehlen ſoll, im Augenblick 
ſchon darauf zu drängen, daß da wo es möglich iſt, 
neue Kräfte in den Beruf hineingezogen werden. 
Deutſchland ſteht heute am Wendepunkt, wo die 
Entſcheidung darüber fällt, wie ſich ſeine zukünf⸗ 
tige Wirtſchaft geſtalten wird. Es iſt doch nicht 
ganz ausgeſchloſſen, daß die hohen Laſten, die 
eine Einengung der Volkswirtſchaft und damit 
auch eine Verminderung der bankgeſchäftlichen 
Arbeit zur Folge haben werden. Tritt aber ſolch 
ein Verknappungszuſtand ein, ſo beſteht doch 
hinterher die durchaus zu fürchtende Gefahr von 
Angeſtelltenentlaſſungen. Während die augen⸗ 
blickliche Zahl der im Gewerbe beſchäftigten 
es vielleicht ermöglicht, daß bei Eintritt geringerer 
Arbeitserforderniſſe nach Wegfall der Ueber- 
ſtunden der geſamte Angeſtelltenſtamm weiter be⸗ 
ſchäftigt werden kann. 

Ich habe während der Verhandlungen im 
Reichswirtſchaftsrat abſichtlich perſönlich nicht 
in die Debatte über dieſes Thema einge- 


griffen, weil man in ſolchen Fällen am 
beſten tut, die beiden zunächſt beteiligten Tes 
teien ſich miteinander ausſprechen zu laſſen. Abe 
es hat mich mit einer gewiſſen Verwunderung 
erfüllt, daß von keiner Seite das Problem, di 
Rationaliſierung der Arbeit im Bankgewerbe, ë 
geſchnitten wurde. Wenn man den Zuſtand D 
Arbeitvermehrung durch die neue Gefeggebund 
als dauernd gegeben annimmt und gleichgeitid 
beachtet, daß es fich hier zu einem großen Ten 
um automatiſche Arbeiten handelt, ſo liegt de 
die Frage nahe, ob ſich nicht eine weitere Ve 
vollkommnung der Arbeitsmethoden im Ban 
gewerbe ermöglichen läßt. Man kann da ſowo 
an die verſtärkte Einführung von Maſchinel 
als namentlich auch an weſentliche Aenderunge 
in der Büroorganiſation denken. Es wäre M 
ſehr erwünſcht, wenn einer der Leſer de 
Plutus, der mitten in der modernen Ban 
praxis ſteht, ſich einmal hier an dieſer Ste 
über dieſes wichtige Thema äußern mol 
ob und in welcher Weiſe eine Rational 
ſierung der bankgeſchäftlichen Arbeit möglich mät” 
Es kann da natürlich nur jemand praktiſche Bor 
ſchläge machen, der täglich mit dieſen Dingen i 
tun hat. Ich maße mir deshalb, da ich des 
Bankpraxis doch ſchon zu lange entfremde 
bin, auch nicht an, meinerſeits beſtimmte Vor 
ſchläge zu machen. Aber es hat mich doch erſtauf f 
daß aus der Reihe der Angeſtelltenvertreter M 
Reichswirtſchaftsrat nicht derartige Anregungen 
ergangen ſind. Ich habe auch bisher nicht ge 
hört, daß die Betriebsräte irgendwelcher Bam 
inſtitute in dieſer Hinſicht Wünſche geäußert, obe 
Vorſchläge gemacht hätten. Ich muß das leid 
als ein Zeichen dafür anſehen, daß die Ang” 
ſtelltenorganiſationen, die mit bemerkenswerte 
Tatkraft auf die Verbeſſerung der materiel 
Situation ihrer Schutzbefohlenen hinarbeit 
immer noch nicht ganz begriffen haben, daß!“ 
auch ihre Pflicht ift, an der Vervollkommnun 
der Arbeitsmethoden innerhalb ihres Gewerbe 
mitzuarbeiten. Und gerade im Reichswirtſchaf 
rat können die Arbeiter und Angeſtelltenvertrete 
ſich unmöglich darauf beſchränken, Anklageredel 
zu halten, ſondern ſie in erſter Linie haben dit 
Pflicht, poſitive Vorſchläge für die Verbeſſerung 
der Gewerbetechnik zu machen. T 
Wenn die Debatte über dieſen Punkt fe 
naturgemäß im weſentlichen um die bankgeſchäft 
lichen Spezialverhältniſſe drehte, fo bot el 
anderer Punkt der Tagesordnung vorausſeh 
baren Anlaß zu einer grundlegenderen Au 
einanderſetzung über den Achtſtundentag. D K 
Arbeitsminiſter hatte dem Neichswirtjchatet 
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zur 9 
Ya Begutachtung die Beſchlüſſe der Waſhingtoner 


Yejga alen Arbeiterkonferenz über Die 
Fe igung und Unterſtützung arbeitender 
über 5 vor und nach der Niederkunft 
lichen Be eltſezung der Arbeitszeit in gewerb⸗ 
48 etrieben auf acht Stunden täglich und 
den wöchentlich und über die gewerb⸗ 
erte achtarbeit der Jugendlichen vorgelegt. Das 
Hetläncbereinkommen, das im weſentlichen eine 
aug der Unterſtützung ſchwangerer 
vorſieht vor ihrer Niederkunft um zwei Wochen 
yt, hatte das Reichskabinett dem Reichsrat 
ng < Erſuchen um Ablehnung der Ratifizie- 
in En aelegt. Der Reichswirtſchaftsrat empfahl 
1 em Gutachten die Ratifizierung, weil 
Woche ubte, daß die Mehrkoſten der um zwei 
finanz, verlängerten Unterſtützung trotz der 
häl Bei Notlage des Reiches in feinem Ver⸗ 
i AM dem großen Nutzen ſtehe, der damit 
wehe ölkerungspolitiſcher Hinſicht geſchaffen 
rat . Gleichzeitig hielt der Reichswirtſchafts⸗ 
für ber die Vorlage eines Geſetzentwurfes 
bier notwendig, der die Deckung der 
3 notwendigen Ausgaben ſicherſtellte. 
das ngen Abkommen empfahl auch 
Arbeit, eichskabinett zur Ratifizierung. Die 
die q geber im Reichswirtſchaftsrat hatten für 
die bratung den Antrag geſtellt, der Regierung 
tages atifizierung des achtſtündigen Arbeits⸗ 
dann und der Nachtarbeit der Jugendlichen nur 
tone zu empfehlen, wenn alle an der Waſhing⸗ 
m Onferenz beteiligten Staaten dieſem Mb- 
br beitreten. Wie vorauszuſehen war, ent- 
auch fu te Beratung diefer Materie eine, wenn 
des es Debatte über die grundlegende Frage 
baren chtſtundentages. Charakteriſtiſcherweiſe 
unden ie Wortführer der Klage über den Acht⸗ 
geber dag nicht fo ſehr Vertreter der Arbeit- 
wirtſch ondern außer den Arbeitgebern der Land⸗ 
* und des Handwerks an ſich unbe— 
Nice Perſönlichkeiten aus den tech⸗ 
u erufen. Von ihnen behauptete 
lam poo daß der Achtſtundeutag zum Zu⸗ 
weil b ueh der deutſchen Arbeit führen müſſe, 
Volk E Maß von Arbeit, das das deutſche 
Ab aR dem Drucke ſeiner Notlage und der 
nicht in au die Entente zu leiſten haben werde, 
t Rahmen des Achtſtundentages geleiſtet 

N könne. 
a ſollte meinen, daß der grundſätzliche 
deut 1 den Achtſtundentag innerhalb der 
gaſſung i Reichsgrenzen durch die Weimarer Ver⸗ 
kann Eu Ende gefunden haben müßte Man 
gierungen behaupten, daß die ſozialiſtiſchen Re- 
gen, die nach der Revolution in der deut- 


ſchen Republik die Zügel führten, viel vom 
ſozialiſtiſchen Programm in die Wirklichkeit 
überführt haben. Aber, an dem Achtſtundentag, 
der, ſeitdem er im Jahre 1892 auf dem inter⸗ 
nationalen Sozialiſtenkongreß zu Paris 
als ſachlicher Forderungsinhalt der Mai⸗ 
feier feſtgelegt wurde, zu eiſernem Ve- 
fand der ſozialiſtiſchen Propaganda der 
ganzen Welt gemacht worden iſt, konnten 
die Volksbeauftragten und die ſpäteren ſoziali⸗ 


ſtiſchen Reichsminiſter nicht vorübergehen. Die 


Feſtlegung der achtſtündigen Arbeitsnorm in der 
Verfaſſung von Weimar iſt denn auch ſo ziemlich 
die einzige wirklich feſtſtehende „Errungenſchaft“ 


der Novemberrevolution. Kein vernünftiger 


Menſch kann daran denken, gerade dieſes Ver⸗ 
ſprechen, das für die geſamte Arbeiterklaſſe fym- 
boliſche Bedeutung gewonnen hat, wieder zuriid- 
zunehmen. Es ſollte aber auch ſchon deshalb 
niemand ſolche Gedanken hegen, weil die Beun- 
ruhigung und die Arbeitsunluſt, die durch den 
Widerruf dieſes Verfaſſungsgrundſatzes in die 
Arbeiterſchaft getragen würde, vermutlich der 
Arbeitsleiſtung noch viel abträglicher wäre, als 
die Verkürzung der Arbeitszeit bis auf 8 Stunden. 
Daß ſich theoretiſch über die ökonomiſche Be— 
deutung der Verkürzung der Arbeitszeit und über 
die Berechtigung der Feſtlegung von gerade acht 
Arbeitsſtunden ſehr viel reden und ſchreiben 
läßt, weiß jeder, der ſich mit dieſem Problem 
einmal beſchäftigt hat. Aber bis zu einem ge- 
wiſſen Grade ſollte doch eigentlich beſonders in 
Deutſchland dieſer Streit auch theoretiſch erledigt, 
ſeitdem Profeſſor Abbe in Jena nach umfang- 
reichen Studien bei den Zeiß-Werken in ſeinem 
Unternehmen die achtſtündige Arbeitszeit mit Er⸗ 
folg bereits vor Jahren eingeführt und ſeine 
Unterſuchungen dahin zuſammengefaßt hat, daß 
„die Verkürzung der Arbeitszeit ſo lauge noch 
Erhöhung der Tagesleiſtung zur Folge 
haben müſſe, als der Gewinn für den täg- 
lichen Kräfteerſatz aus der verlängerten 
Ruhezeit und die Erſparnis an Kraftverbrauch 
für „Leergang“ zuſammen noch größer ſind, als 
der Kraftverbrauch für Beſchleunigung des 
Arbeitstempos“. Schließlich können doch die 
Arbeiten von Brentano, Schulze-Gävernitz und 
Herckner, die in Deutſchland wirkten, gerade in 
ihrer Heimat nicht völlig unbeachtet bleiben. Und 
alle Gegner des achtſtündigen Arbeitstages können 
kaum andere Argumente für ihre Auffaſſung vor⸗ 
bringen, als es einſt ihre Geſinnungsgenoſſen 
im engliſchen Unterhauſe taten, denen Macauley, 
Englands größter Hiſtoriker, die Worte entgegen⸗ 
hielt: „Der Menſch, der Menſch iſt das große 
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Werkzeug, das Reichtum erzeugt. Der natürliche 
Unterſchied zwiſchen Kampanien und Spitzbergen 
iſt unbedeutend im Vergleich mit dem Unterſchied 
zwiſchen einem von Menſchen voll körperlicher 
und geiſtiger Kraft bewohnten Lande und einem 
von in körperlichem und geiſtigem Verfall ver⸗ 
kommenen Menſchen bewohnten Lande. Daher 
kommt es, daß wir nicht ärmer, ſondern reicher 
geworden ſind, weil wir viele Jahunderte hindurch 
einen Tag unter ſieben von unſerer Arbeit geruht 
haben. . . . Niemals werde ich glauben, daß das 
was eine Bevölkerung ſtärker, geſunder und weiſer 
macht, fie ſchließlich ärmer machen fann... Wenn 
wir jemals genötigt ſind, die erſte Stelle unter 
den Handelsvölkern abzutreten, ſo werden wir ſie 
nicht an ein Geſchlecht entarteter Zwerge, ſondern 
irgendeinem an Körper und Geiſt hervorragen⸗ 
dem Volke abtreten“. 

Nun iſt gewiß zuzugeben, daß Deutſch⸗ 
land vor einer Zeitperiode ſteht, in der es auf 
ungeahnte Weiſe ſeine geſamten Arbeitskräfte 
wird anſpannen müſſen. Wie ich es hier bereits 
mehrfach betont habe, wird die Wiederherſtellung 
der Kaufkraft deutſchen Geldes ein Maß von 
Arbeitsleiſtungen erfordern, das weit über alles 
hinausgeht, was jemals früher da war. Und 
dieſe Arbeitserforderniſſe werden noch dadurch 
erhöht werden, daß außer für deu eigenen Haus⸗ 
bedarf das deutſche Volk auch noch für die Lei⸗ 
ſtungen an die Entente wird mitarbeiten müſſen. 
Leute, die im Rechenſtift der höchſten Weisheit 
letzten Schluß erblicken, haben ſogar ausgerechnet, 
daß anſtatt der jetzt üblichen Arbeitszeit von acht 
Stunden eine mindeſtens 14ſtündige Arbeitszeit 
erforderlich ſein wird, um die erforderliche große 
Produktenmenge herzuſtellen. Wenn man nach 
dieſer Methode im perikleiſchen Zeitalter ausge- 
rechnet hätte, wieviel Stunden ein griechiſcher 
Sklave der damaligen Zeit, der zwölf Stunden 
am Tag arbeitete, gebrauchte, um eine Produkten⸗ 
menge zu erzeugen, wie ſie vor dem Kriege ein 
deutſcher Arbeiter ſpielend herſtellte, ſo wäre man 
vermutlich auf eine 40ſtündige Arbeit am Tage, 
alſo zu einem unmöglichen Ergebnis gekommen. 
All ſolche Berechnungen haben jederzeit die mög- 
lichen techniſchen Verbeſſerungen außer Betracht 
gelaſſen. Wer die Arbeitsleiſtung in Deutſchland 
ſteigern will, muß aber mit dem Achtſtundeutag 
als gegeben rechnen, und er muß eben durch Ver⸗ 
vollkommung der Organiſation, Verbeſſerung der 
Maſchinentechnik und ſonſtige Rationaliſierung 
der Arbeit eine Erhöhung der Produktivität er⸗ 
ſiunen, die das Menſchenwerk brauchbarer und 
seelisch und materiell reicher geftaltet, als es bisher 
der Fall war. Die Tätigkeit der Techniker und 
der Organiſatoren muß in allererſter Linie an 


7 


Achtſtundentages vor, der allerdings in 


die Front der deutſchen Arbeitarmee gerufen wel 
den. Deutſchland darf ſich unter dieſen Umſtänd 
der Ratifizierung der Washingtoner Vere 
barungen ſeinerſeits auf keinen Fall entziehe 
aber es braucht fih — ganz im Sinne der en 
ſtigen Ausführung von Macauley — auch g. 
nicht davor zu fürchten, daß andere Völker ei 
bei der überholten Arbeitszeit belaſſen. Dein 
Deutſchland hat ſeine früheren Siege auf De 
internationalen Weltmarkt nur durch die mil 
feinen Handelsfortſchritten ſtets Hand in Hau 
gehende Verbeſſerung der Arbeitsmethoden 
rungen. 

Freilich muß gerade 
ihrerſeits dazu beitragen, den Achtſtundentag a 
möglich zu machen, indem ſie an die Pflich 
zur Arbeit appelliert. Wenn man von den o 
werben abfieht, in denen unter Gefahr für 
Geſundheit oder unter beſonderer Kraft 
ſtrengung gearbeitet werden muß, jo gilt es a 
wirklich, den Achtſtundentag voll zu mi k 
Er darf nicht durch willkürliche Unterbrechung 
der Arbeitszeit, durch die Einrechnung aller me 
lichen Muße in die Arbeitsſtunden oder dul 
ſinnwidrige Schabloniſierung ſabotiert werde 
Ju der Landwirtſchaft muß die Arbeitszeit en 
ſprechend den Notwendigkeiten der Saiſon o 
gerichtet werden, und man darf nicht dort, 
die Dienſtzeit zum größten Teil nur aus eln 
Arbeitsbereitſchaft beſteht, Dienſtzeit und Arbeil 
zeit gleichſetzen. Erfreulicherweiſe beginnt 99 
Erkenntnis ſelbſt bis in die kommuniſtiſche 
Arbeiterkreiſe hinein bereits zu wirken. Ju d 
Berliner Stadtverwaltung iſt vor kurzem der 5 
der ſogenannten „Rotundenfrauen“ in den dire, 
lichen Bedürfnisanſtalten zur Verhandlung I 
kommen. Sie wollten auch nur acht Stund 
Dienft tun, obwohl doch bei ihnen w 
lich die eigentliche Arbeit den Dienſt * 
geringſten Teile ausfüllt. Hier liegt "a 
beſonders eklatantes Beiſpiel von Mißbrauch W 
Be 
ſelbſt bei den ganz radikalen Arbeitern Se 
ſchaft fand. Aehnliches trifft aber auch bei pi 
deren Berufen zu. Und überall Hier ſchadel E 
Ueberſpannung der Auslegung des Begriffes a 
Achtſtundentages nur der berechtigten Sache MN 
Arbeiterſchaft. Auch hier kann eben ſehr len 
Vernunft zum Unſinn und Wohltat zur Pla, 
werden. Es iſt hier Sache der Arbeiter, i 
eigenen Intereſſen zu ſchützen, ſie haben hier al 
Pflicht, im einem etwas anderen als dem von . 
ſooft gewohnten Sinne einmal an das Wort “ 
Komuniſtiſchen Manifeſtes zu denken: „Die al 
freiung der Arbeiterklaſſe kann nur das * 
der Arbeiterklaſſe ſelbſt ſein“. 


die Arbeiterſchel 
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Baufinanzierung durch Wartehnskaffen. 


Nobert Adolph: Berlin. 


ag er Reichswirtſchaftsrat hat unlängſt auf An- 
T eorg Bernhards die Forderung erhoben, die, 
verti, einzelnen Minifteren hoſpitierenden Gad- 
isit udigenbeiräte aufzulöſen und durch Fachaus⸗ 
5 3 Reichswirtſchaftsrats zu erſetzen. Wer 
die Tätigkeit dieſer Beiräte kennt und weiß, wie 
ſchuſſe be Materie mehrere Ausſchüſſe und Unteraus⸗ 
e wochenlang beſchäftigt, um ſchließlich der An⸗ 
nbarkeit ihrer Voten zum Opfer zu fallen, wer 
10 * hat, wie wenig Sachkenntnis und Einſicht, 
ade Parteiengunſt und perſönliche Eitelkeiten ge⸗ 
Berat pr regieren und das Ergebnis zeitraubender 
5 ungen beſtimmen, der wird der Forderung des 
bene swirtſchaftsrats mit unverhohlener Sympathie 
geſi . Beſonders zeitgemäß aber erſcheint ſie an⸗ 
ic der überraſchenden Fortbildung, die der 
nenep  ungsweile dieſer Sachverſtändigenorgane 
Nas im „Ständigen Beirat für das 
ti ſtättenweſen“ beim Neichsarbeitsminiſte⸗ 
Neider eil geworden iſt. Neben mehreren anderen 
ſcüſſen beim gleichen Miniſterium und neben Aus⸗ 
andere; des Veichswirtſchaftsrats, Reichstages und 
Beir r Körperſchaften hat auch dieſer Heimſtätten⸗ 
N ſich mit der Frage der Neubaufinanzierung 
x Er hat denn auch dem Reichsarbeitsminiſter 
Meinen" blag auf Ausgabe von Darlehnskaſſen⸗ 
ſehleng zur Deckung der für die Neubautaätigkeit 
dieſen n Kreditmittel unterbreitet. Der Winiſter hat 
ſeine Vorſchlag nach Anhörung anderer Ausſchüſſe 
wie y uſtimmung grundſätzlich verſagt, und zwar, 
Brojo autet, mit der Begründung, daß er jedem 
Neuba ablehnend gegenüberſtehe, das die Frage der 
und finanzierung lediglich von der Geldſeite her 
urch Vermehrung des Papiergeldumlaufs zu 

n achte. Auch der Reichsfinanzminiſter hat 
n RA gelaſſen, daß er derartigen Maß⸗ 
ſchien eine Zuſtimmung verjagen müſſe. Damit 
ſchloſſe teje Phaſe der Beiratsarbeit eigentlich abge- 
Rig, und feiner weiteren Betätigung eine feſte 
der zie gegeben; für die öffentliche Erörterung 


verei 


ap, 
ei 


öffnete er der Beirat, offenbar ſchlecht beraten, er⸗ 
berg nun unerwartet aus ſeiner Hoſpitantenſtellung 
ſtänd * ungewöhnliches Verfahren gegen das zu- 


er eine von ſeinen Hauptbeteiligten ein⸗ 
Rieſenverſammlung und appellierte ſo 
i Py Minifterium gefällte Urteil gleichſam 
Firtasaubensverfahren an die höhere Inſtanz des 
deutschen itoriums. Durch den „Aktionsausſchuß der 
Rt: Geſſepewerkſchaften für das Reichsheimſtätten⸗ 
zurch die ke Mandat einer dringenden Nachprüfung 
Vorſchlg zewerkſchaften bedarf!) läßt er ſeither ſeinen 

in einer Flut von Propagandaſchriften ver⸗ 


ne 
gege N 
im y das 


breiten. Dieſe Flucht in die für ſolche Interna kaum 
zuſtändige Oeffentlichkeit reißt den Schleier von den 
Vorgängen und Verhandlungen beim Reichsarbeits⸗ 
miniſterium und zwingt gegenüber der einſeitigen 
nachdrücklichen Bearbeitung der öffentlichen Meinung 
durch den Beirat zu einer unparteilichen Kritik des 
Geldſchöpfungsvorſchlages. 

Der Vorſchlag will auf der Unterlage gemeind- 
licher Anleihebeſchlüſſe die Darlehnskaſſen zur Aus⸗ 
gabe neuer Milliarden Darlehnskaſſeuſcheine er⸗ 
mächtigen, und zwar bis zur Geſamtſumme von %ıo 
des Nominalwerts der Kommunalanleihen. Das neue 
Papiergeld wird den Gemeinden als zinsloſes Dar⸗ 
lehen gegeben; nur 14 % haben dieſe zur Deckung 
der Barauslagen an die Darlehnskaſſen zu erſtatten. 
Die Gemeinden gewähren aus dieſen Geldmitteln 
für jeden Neubau Kredite in Höhe der geſamten 
VBaukoſten gegen hypothekariſche Sicherung, beleihen 
alſo den vollen aufgeblähten Bauwert, mithin unter 
Berückſichtigung des Grundſtückswerts etwa 95 % des 
Geſamtobjekts. Die Hypothek iſt unverzinslich und 
wird nur mit 1½¼ 9% getilgt, jo daß zuzüglich des Un⸗ 
koſtenſatzes rund 1½ % vom Darlehnsnehmer zu 
zahlen ſind. 

Gegen dieſen Vorſchlag iſt, ſoweit ſich die Oeffent⸗ 
lichkeit mit ihm bisher beſchäftigen konnte, als weſent⸗ 
lichſter Vorwurf der einer bedenkenloſen Vermehrung 
der Zahlungsmittel erhoben worden. Er deckt ſich 
im allgemeinen mit den Einwänden des Reihs- 
arbeitsminiſters und begründet ſich, angeſichts an⸗ 
derer ernſter Vorſchläge zur Wiederaufrichtung der 
Bauwirtſchaft ohne eine derartige Geldzeichenvermeh⸗ 
rung, in der Sorge, eine neue rieſige Inflations⸗ 
welle leichtfertig hervorgerufen zu ſehen. Dieſer Ein⸗ 
wand weiterer Inflation, neuer Geldwertminderung 
und damit ſteigender Teuerung nicht zuletzt auch wie⸗ 
der der Baukoſten iſt es, der in der erwähnten 
Broſchürenliteratur faſt allein mit Ausnahme 
einiger währungstechniſcher Bedenken — bekämpft 
wird. Gegen ihn wendet ſich in einer dieſer Maſſen⸗ 
ſchriften Adolf Damaſchke, der Vorſitzende des 
Beirats und angebliche geiſtige Urheber des Bor- 
ſchlages ſelbſt: 

„Das Bild wird ganz anders, wenn auch die 
wirtſchaftlichen Güter im gleichen Verhältnis wach⸗ 
ſen wie die Geldzeichen. Dann kann von einer 
„Inflation“ ehrlicherweiſe überhaupt keine Rede 
ſein. Gewiß, auch die Heimſtätten⸗Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine vermehren den Haufen Papiergeld — aber 
doch nur genau in demſelben Maße, in dem auf 
der anderen Seite dafür Heimſtätten erbaut werden, 
alſo wirtſchaftliche Güter von höchſtem Werte ent⸗ 
ſtehen, jo daß dieſe Heimſtätten-Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine zu 100 % ihres Wertes voll gedeckt find.“ 

Soviel Worte, ſoviel Irrtümer! Wird zunächſt 
davon abgeſehen, daß hier die Urjahen von Infla⸗ 


tionserfheinungen nur in ihren groben Umriſſen 
erkannt werden, ſo iſt doch aber auch die Voraus⸗ 
ſetzung einer gleichen Vermehrung von Gütern und 
Geldzeichen ſachlich falſch. Der Marktwert der Bau⸗ 
werke bleibt heute bekanntlich hinter dem aufge⸗ 
blähten Herſtellungswerte weit zurück; er entſpricht 
der Rentierlichfeit. Dieſe aber bemißt fidh kraft der 
Mietenzwangswirtſchaft heute noch auf etwa 130 % 
des Friedenswerts, ſinkt aber beim Einſatz der er⸗ 
höhten Laſten und Abgaben noch unter dieſen herab. 
Sie mag ſich künftig mit der Stabiliſierung des 
Geldwerts vielleicht verdreifachen oder verfünffachen, 
ſo wird doch bis zur heute 1200 prozentigen Bau⸗ 
koſtenhöhe, deren weiteres Anwachſen wahrſcheinlich 
iſt, eine ſehr beträchtliche Spanne bleiben. Alſo ſteht 
der Neuausgabe dieſer Geldmittel eine Güterverm eh⸗ 
rung gegenüber, die heute nur ein Zehntel, künftig 
vielleicht ein Viertel oder beſtenfalls ein Drittel 
des Papiergeldaufwands durch reale Werte erſetzt. 
Die Behauptung Damaſchkes, daß die Scheine „zu 
100 % ihres Wertes voll gedeckt werden“ wider- 
ſpricht aller Einſicht, ganz abgeſehen von dieſer fal⸗ 
ſchen Anwendung des Begriffs der „Deckung“, die 
hier nicht diskutiert werden foll. 

Aber für die Inflationswirkung dieſer neuen 
Geldſchöpfung ſpielt die Frage, welche Güter aus 
dieſen Geldern erzeugt werden, gar nicht die ent⸗ 
ſcheidende Rolle, die ihr Damaſchke beimißt. Unab- 
hängig von der „Deckungs“⸗möglichkeit ift ſchon mit 
der künſtlichen Einführung dieſer Geldzeichen in die 
Wirtſchaft an ſich eine beträchtliche Inflation ver⸗ 
bunden. Für dieſe Wirkung iſt allein bedeutungs⸗ 
voll, in welchem Maße zuſätzliche Kaufkraft in der 
Wirtſchaftsgemeinde erzeugt wird. Sie aber wird, 
trotz aller Gütervermehrung, im vollen Umfang der 
neuen Notenwerte geſchaffen. Zu dieſer Einſicht 
zwingt eine einfache Ueberlegung: der Vorſchlag geht 
von der abfurden Anterſtellung aus, als ſcheitere 
die Wiederaufnahme der Bautätigkeit an dem Man⸗ 
gel an Geldzeichen, während es ihr in Wahrheit 
am Kapital gebricht. Die Frage, ob der Notenbeſtand 
auch für eine hochgeſpannte Bautätigkeit ausreiche, 
hat mit dem Kreditproblem der Bauwirtſchaft nicht 
das geringſte zu tun. Die Eröffnung der fehlenden 
Kredite iſt dem Oeffnen von Schleuſen vergleichbar, 
durch die der Geldzeichenſtrom ſich in die Bauwirt⸗ 
ſchaft ergießen kann. Darauf allein kommt es an, dem 
pulſierenden Geldfluß Eingang in das abgeſchnürte 
Geäder der Bauwirtſchaft zu verſchaffen. Erſt wenn 
er belebend durch jeden ihrer Kanäle zirkuliert und 
ſich dann eine Knappheit der Zahlungsmittel her⸗ 
ausſtellen ſollte, wird die Frage verſtärkten Noten⸗ 
druckes akut und dann als eine Bedarfsfrage der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft. Solange aber dieſe Knappheit ſich nicht 
fühlbar macht, muß jeder Verſuch, durch das Geäder 
der Bauwirtſchaft dem Organismus neue Geldmilli⸗ 
arden einzupumpen, zu Inflationserſcheinungen füh⸗ 
ren — und das trotz aller gleichzeitigen Hüter⸗ 
vermehrung, die eben nicht durch die Menge der 
Noten erzielt wird, ſondern allein durch die kredit⸗ 


timieren. 


ſeines Projekts zu beſtreiten, 


den Beiratsvorſchlag gleichſam gegen Damaſchke, ” 
dem er die Tatſache der Inflationswirkung als 


weiſe Heranführung des Geldumlaufs an die harren! 
den Aufgaben. . 
Aber gerade die entſcheidende Frage des 
Kredits iſt äußerſt mangelhaft gelöſt. Die Kredit” 
fähigkeit der in den Dienſt der Aufgabe geſtellten 
Gemeinden ift heute ein Kapitel für ſich, das zu 
Genüge durch die Reſerve beleuchtet wird, die fid det 
Großbankkredit bereits Gemeinden gegenüber aufer, 
legt, deren Verwaltung ins politiſch⸗parlamentariſch 
Fahrwaſſer geraten ift. Wird dieſer ſtark geſchwächte 
Kommunalkredit nun gar noch in derart waghalſige 
Kreditoperationen verwickelt, ſo iſt ſein Zuſammen 
bruch vorausſehen. Der Kunſtgriff hypothekariſchen 
Nückdeckung wird offenbar nicht einmal von 
Schöpfern dieſer Kombination ernſt genommen, 
Dieſen Monſtrehypotheken, die das Zehnfache heutigen 
Gebäudewerte bedecken und hinter ihren berühmten 
ſchornſteinhohen Vorgängerinnen in der Bewertung 
nicht beſtehen können, wird zwar in dem „Beirat 
vorſchlag“ hohe Bedeutung beigemeſſen: 
„Für die Gemeindeanleihen dienen die Hein 
ſtättenhypotheken als beſondere Sicherheit. Sie un 
die darauf baſierten Dahrlehnskaſſenſcheine gewit 
wen ein beſonderes Vertrauen.“ 
Doch hindert diefe apodiktiſche Feſtſtellung nich 
gegenüber Zweifeln dieſe MWißgebilde auch umg“ 
kehrt als „kommunal⸗verbürgte Hypotheken“ zu feg” 


Damaſchkes Bemühen, die Inflationswirkun! 
wie er es in jene 
Schrift des Aktionsausſchuſſes verſucht, bringt ihn be 
zeichnenderweiſe ſelbſt in Gegnerſchaft zu ſeine 
eigenen beſſer unterrichteten Mitſtreitern. In ein 
weiteren Flugſchrift desſelben Aktionsausſchuff 
führt ein in Finanzfragen weniger Unkundiger, 3 


ungenannt bleibt, ſeinen Verteidigungsfeldzug fü 
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geben vorausſetzt, dafür aber trachtet, die Ghad 
keit der Inflationswirkung zu widerlegen, ja die 91. 
flation geradezu als die rettende Brücke ans 10 
ſeitige Ufer der wirtſchaftlichen Geſundung zu 9 
herrlichen. Es iſt nur bedauerlich, daß der Weg 40 
dieſer erlöſenden Erkenntnis durch das Labyrin A 
einer Vorſtellungswelt führt, in die ihm zu folg, 
nur am Faden ſeiner eigenen Gedanken möglich hr 
„Wer vor dem „Trümmerhaufen“ der Wah, 
rung ſteht, der mag ausrufen: nun iſt's aber genug 
und er wird deshalb gegen den Beiratsplan 1 
Wenn er ſich aber von der Ebene ſeines Sta 
punktes in die Lüfte erhebt, was ſieht er perti, 
rollen, ſich näher wälzen? Eine ungeheuere D 
Hation! Wie bekämpft man Präriebrände? pur 
Gegenfeuer. Und wie Inflation? Durch Gegen 
inflation in dem Sinne, wie ſie der Beiratsvorſch 
worſieht.“ 

„Inflation“, die allgemein als Bezeichnung 
wirtſchaftlichen Zuſtandes gilt, wird hier wie * | 
ſtrategiſches Hilfsmittel gehandhabt. Eine „Inflatio . 
die derart zu den Zaubermitteln wirtſchaftlich, 
Spiegelfechterei gehört, iſt gewiß eine ſegensr 


I 


eine 


Ei. 
Went duns und bedarf folglich keiner Bekämpfung. 
a ſondern der Mangel führt die unheilvolle 
ſpiel erung herbei. Zum Belege deſſen folgen Bei⸗ 
e, wie dieſe: 
„Als Weihnachten 1919 die Weihnachtsbäume 
Händlern übrig zu bleiben drohten und übrig⸗ 
teben, da ſank der Preis bis zum Nullpunkt 
es Inflation. Wenn alte Kartoffeln wieder ein⸗ 
bn. Die vor 1919, kurz vor der neuen Ernte 
Prei Nachfrage wären, könnte keine Inflation den 
r aufhalten .. Dieſelbe derzeitige 
ation hat ſogar nicht überall in Deutſchland 
N Sle ich hohe Verteuerung bewirkt, nämlich 
in en wo der Mangel nie jo erheblich war 
5 a kleineren Orten des Güdens).“ 
Ba. wird vorausgeſetzt, daß innerhalb einer 
X Bis entarteten Wirtſchaft die Wirkung von 
alter + und Nachfrage auf den Teilmärkten ausge⸗ 
jet. 
* a Einſeitigkeit, mit der die Verteidiger des 
Inflat gs ſich bisher faſt ausſchließlich gegen den 
en tonsvorwurf richteten, zeigt, daß ihnen weder 
as Tragweite, noch auch der Fehler ihrer 
der grundſätzlichen Einſtellung zu den Problemen 
ſchwe tebnungswirtſchaſt bewußt geworden iſt. Der 
"a Vorwurf, der gegen den Vorſchlag erhoben 
ont muß, ift doch wohl der, daß hier aus der 
3 ba heit der untrennbaren Zuſammenhänge die 
Kaltenberg und aus dieſer ſelbſt noch der „Heim- 
E nde au“ willkürlich herausgeriſſen werden, um als 
wer faken einer Sonderlöſung zugeführt zu 
d » ohne daß der organiſche Zuſammenhang 
tan bautätigteit mit den beſtehenden Wohnungen 
t und gewahrt wurde. 
. Mangel, ſowohl wie der erhöhte Bedarf an 
E ukredit iſt nicht als eine unmittelbare Folge der 
ra ung, ſondern nur als eine mittelbare zu be- 
un erſt durch das Einſchalten des Mieten⸗ 
nu r in die Bewirtſchaftung der beſtehenden Woh⸗ 
und entfernten ſich die ſteigenden Baukoſten mehr 
der dr von dem durch Zwang gehaltenen Niveau 
hat Nentierlichkeit. Die mangelnde Rentierlichkeit 
ai; nd Kapital von Neubauaufgaben abſtrömen 
Miete So iſt die Urſache des Kreditmangels in den 
Dah a der vorhandenen Wohnungen zu ſuchen. 
Nauf; Muß jeder Verſuch, die Wiederaufnahme der 
5 et zu fördern, auf den organiſchen Ab⸗ 
fol gli unnatürlichen Zuſtandes hinarbeiten und 
nun von dem vorhandenen Woh⸗ 
die 5 eſt ande ausgehen. Jede Regelung, 
Da k Zuſammenhänge ſprengt, wie der Vorſchlag 
Nm. tes, wird unfehlbar an die Stelle des Ba- 
Sinn ais Chaos ſetzen. Der Mietenzwang hatte den 
die Wer durch die Erhöhung der Neubaukoſten und 
nungen folgende Erhöhung der Mieten neuer Woh- 
beſitz „ gebene Spekulation im beſtehenden Haus⸗ 
eine in verhindern. Daß der Mietenzwang nicht als 
eale Löſung dieſer Aufgabe zu betrachten 
erreichten aß es Mittel gab, die das gleiche Ziel 
s ohne die für die Neubautätigkeit kataſtro⸗ 
Folgen zu zeitigen, hat Georg Heyer ſeit 


den 


F 
dau 


Jahren tauben Ohren gepredigt. So unaufſchiebbar 
es ijt, die erſchlaffende Mietenzwangswirtſchaft durch 
ſolche Mittel zu erſetzen, ſo gewiß darf doch bei 
einer derartigen Ueberführung der Zweck der 
Mietenzwangswirtſchaft nicht einfach preisgegeben 
werden. Das aber geſchieht in dem Vorſchlage Da⸗ 
maſchkes. In der zitierten Flugſchrift wird ausdrück⸗ 
lich zugegeben, was die Sorge aller Eingeweihten 
bildet: „Auch die Wietpreiſe laſſen ſich nicht dau⸗ 
ernd durch Vorſchriften unter Druck halten.“ Kommt 
zwar der Zuſammenbruch der Mietenzwangswirtſchaft 
nicht heute und morgen, ſo kommt er doch im Laufe 
der für die Durchführung des unheilvollen Planes 
benötigten Zeit gewiß, und er wird durch ſeine Wir⸗ 
kungen noch beſchleunigt. Nichts aber wird in dieſem 
Vorſchlag an die Stelle des Mietenzwangs geſetzt, 
das ſeine Aufgabe, das Niederhalten der alten Mieten, 
zu der größeren volkswirtſchaftlichen Aufgabe aus⸗ 
baute, den konſervierten Goldmarkwert der alten 
Baulichkeiten für die Baſierung des Ueberfredit- 
bedarfs der Neubauproduktion zu ſichern. Vielmehr 
wird die Bewirtſchaftung der alten Wohnungen dem 
bequemen Verfahren anarchiſch⸗freier Wirtſchafts⸗ 
gebarung überlaſſen. Da aber andererſeits das Woh⸗ 
nungsangebot in keinem der Nachfrage entſprechenden 
Maße vermehrt wird und auch rein techniſch inner⸗ 
halb des nächſten Jahrzehnts nicht vermehrt wer- 
den kann, wird eine Preisentwicklung auf dem 
Wohnungsmarkte gefördert, die das bisher erfolgreich 
verhinderte Unheil zum Ereignis macht. Die uner⸗ 
hörteſten Wertſteigerungen werden nach der Schleu⸗ 
ſenöffnung durch den Beiratsvorſchlag in die Be⸗ 
reicherung der heutigen Beſitzer und Spekulanten 
geleitet, der Wiederaufrichtung der Bauwirtſchaft 
jedoch verloren gehen, die mittels neugeſchaffener 
Papierſchulden zum Schaden der geſamten Wirtſchaft 
dilettantiſch betrieben wird. 


Für die tragiſche Bedeutung ſolcher Entwicklung 
iſt zu berückſichtigen, daß die Anfangsleiſtung der 
neubelebten Bauwirtſchaft beſtenfalls jährlich 100 000 
Wohnungen, der Geſamtbedarf an neuen Wohnungen 
im Reiche etwa eine runde Million betragen würde, 
während ſich dagegen die vorhandenen Wohnungen 
auf 15 Willionen beziffern. Die in hunderttauſend 
neuen Wohnungen entſprechend ihren höheren Her- 
ſtellungskoſten ganz abgeſehen von der „Mangel⸗ 
Teuerung“ — verurſachte Steigerung der Mieten 
treibt in der hundertfünfzigfachen Wohnungszahl, 
die Mieten aufwärts. Iſt in jenen 100 000 Wohnun⸗ 
gen die Steigerung nur der Zinsaufwand der höheren 
Anlagekoſten, ſo wird er in den 15 Willionen durch 
keine höhere Leiſtung abſorbiert, iſt freier Nutzen, 
ſichere Rente, die, von der Spekulation mit fünf⸗ 
zehnfachem Kapitalswert aufgewogen, Vermögen 
wachſen ließe, gegen die aller Kriegsgewinn Kinder- 
ſpiel bliebe. 

Jedoch! Der Vorſchlag bürdet, wie erinnerlich, 
die ganzen Baukoſten neuer Wohnungen ab und 
verzichtet auf die Zinſen dieſer Kapitalsanlage. Da 
aber die Mieten der alten Wohnungen — abge⸗ 
ſehen von der Mangelwirkung — nur im Maße der 


in den Neubauten erforderlichen ſteigen werden, jo 
dürfte es um die Spekulationsausſichten des be⸗ 
ſtehenden Hausbeſitzes bei der Verwirklichung des 
Vorſchlages ſchwach beſtellt ſein? Nicht ſo! Den Mie⸗ 
ten der alſo neu erſtellten Wohnungen liegt zwar 
kein Zinsaufwand für die hohen Anlagekoſten zu⸗ 
grunde, wohl aber eine anderthalbprozentige Tilgung 
zwölffacher Friedensbaukoſten! Sie aber entſpricht 
einer Zinſenlaſt von 18 % der einfachen Friedens⸗ 
baukoſten und bewirkt zuzüglich der Grundſtückszinſen 
und Unterhaltungskoſten die Verdreifachung 
der Mieten! Sie teilt ſich den alten Wohnungs⸗ 
mieten mit, in denen ſie nicht von den geſtiegenen 
Laſten abſorbiert wird, denn dieſe müſſen außerdem 
auch in den Mieten der neuerbauten Häuſer zum 
Ausdruck kommen, in denen ſie nicht minder getragen 
werden. So fielen volle 200 % als Zuwachsrente 
der Spekulation anheim, die eine gleich hohe Wert⸗ 
ſteigerung des alten Hausbeſitzes bewirkten. Dieſe 
Wertvermehrung — anſtatt als Kreditbaſis für die 
Neubaufinanzierung der Geſamtwirtſchaft dienſtbar 
gemacht zu werden, — wurde dem einzelnen Eigen⸗ 
tümer, der einen Anteil von, hochgegriffen, 20 0% 
des Kapitals ſein eigen nannte, eine Verhundert⸗ 
fachung ſeines Vermögens bringen. Seine Vorrang⸗ 
ſchuld, bisher 80 % des Werts, bedeckte nur noch 
die erſten 16 % des aufgeblähten Wertes, während 
er ſelber mit der beträchtlichen Spitze ſeines neu⸗ 
gewachſenen Vermögens in die Grenzen der erſten 
Hypothek einrückte. Der wagemutige Heimſtätter da⸗ 
gegen, der durch die Segnungen des Beiratsplanes 
zum „eigenen“ Beſitz gelangte, ſähe fein den Boden- 


A. E. G. 


Fritz Aaphtali. 


Die Zeiten, in denen man ſich an der Steige⸗ 
rung von Kapitalsziffern erfreute, weil ſie das 
Spiegelbild des Wachstums der Kraft der Aktien⸗ 
unternehmungen waren, gehören längſt der Per- 
gangenheit an. In den großen Kapitalserhöhungen, 
die jetzt an der Tagesordnung ſind, müſſen wir 
in erſter Linie das Symptom der Aufblähung 
aller Geldwerte erblicken. Wenn die Allgemeine 
Elektricitäts⸗Geſellſchaft nach der Durchführung der 
angekündigten Kapitalserhöhung um 300 Will. M 
über ein Aktienkapital von 850 Mill. % 
verfügen wird, wenn ſie unter Einrechnung ihrer 
Obligationen wohl als erſte deutſche Unternehmung 
ein Eigenkapital von mehr als ein er Mil⸗ 
liarde Mark auf der Paſſiwſeite ihrer Bilanz 
erſcheinen laſſen wird, ſo wird man gut daran tun, 
dieſe Ziffer nicht als eine „ſtolze Errungenſchaft“ 
zu bejubeln. Denn ſie iſt letzten Endes nichts 
anderes als die Folge der deutſchen Geldzerrüttung. 
Mit dieſer Verwahrung gegen die falſche Schätzung 
der großen Zahl ſoll natürlich nicht die Bedeutung 
der neueſten Kapitaltransaktion der A. E. G. für 
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preis ausmachendes Eigenkapital auf der Pyramid 
einer rieſenhaften Vorbelaſtung ſchwanken. Welchen 
Anreiz bliebe ihm zum Neubau gegenüber der locken 
den Ausſicht, den der Erwerb alten Hausbeſihe 
bietet? Was alſo wäre die Wirkung des Beira 
vorſchlages? Ein unerhörter Wettlauf um den alte! 
Hausbeſitz, kein Neubau nach den erſten Erfahrun 
gen mehr, alles Eigenkapital drängte zum Erwe 
eines Miethauſes. Die ins Rieſenhafte projeftten 
treue Abbildung der erſten „Gründerjahre“. um 
die Darlehnskaſſen? Die Notenpreſſe könnte nicht ge“ 
nügend Geldzeichen auf den Markt werfen, um del 
nun wirklich dringenden Bedarf zu befriedigen, deln 
die Nealiſierungen immer neuer Ueberwerte i 
fiebervollem Wechſelſpiel: Verkauf — Verſchuldun 
und wieder Verkauf und neue Verſchuldung feige! 
würden bis zur Stunde der Spekulantendämmerung 
der Stunde beginnender Nieſenſubhaſtationen. 

Dieſe Wirtſchaftsentwicklung und dieſer furch 
bare Zuſammenbruch iſt es letzten Endes, den D 
ahnungsloſe Führer der deutſchen Bodenreformer „ 
in Zirkusverſammlung und Maſſenagitation proP 
giert, den der „Ständige Beirat für das Heimſtättel 
weſen“ in ſeinem befremdlichen Verfahren gegen F 
Winiſterium unterjtüßt, das in dieſem Falle di 
größere Sachverſtändigkeit und Einſicht beweiſt. zit 
Intereſſe der Sache iſt zu erwarten, daß aus dieſe 
Konflikt alsbald die wünſchenswerten Konſequenze! 
gezogen werden. Für die Forderung des Neichsw 
ſchaftsrats, die Sachverſtändigenausſchüſſe durch feln 
Fachausſchüſſe zu erſetzen, bietet dieſer Fall ohn 
Zweifel eine bemerkenswerte Illuſtration. 


das Unternehmen und darüber hinaus für di 
deutſche Wirtſchaft geleugnet werden. Dieſe ` 
deutung wäre auch dann zu würdigen, wenn un. 
wie es hier der Fall iſt, ein beſonderes Interel 
erweckt werden würde durch die Formen, w ð 
die A. E. G. bei ihrer Transaktion anwendet. 
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Aeußerlich ſteht die ganze Kapitalserhöhung D 


A. E. G. in engem Zuſammenhang mit der u 
dehnung ihres Intereſſenkreiſes durch die au 
D 


bahnte enge Verbindung mit den Linfe-d jr 
mann⸗Werken in Breslau. Walter Nathene. 
der Präſident der A. E. G., ift ein ſkeptiſcher i 
urteiler der vertikalen Konzentrationsbewegung, en 
augenblicklich unſere Induſtrie beherrſcht. Er I. 
wiederholt öffentlich dargelegt, daß er, im Se, 
jag zu den Männern um Hugo Stinnes, den 

ſundungsprozeß für die deutſche Induſtrie nichl ie 
der Schaffung von großen Konzernen erblickt, un 
die Produktion in ihren verſchiedenen Stadien 
ſich vereinigen, ſondern, daß er die ſogenannte ho | 


t Sujamntenfaifung der Gewerbe für eine not- 
Vorausſetzung des Aufbaues einer organi⸗ 

Wirtſchaft hält. Aber „Wo alles liebt, kann 
En 9 05 nicht haſſen!“ Unbeſchadet der theoreti⸗ 
die A. 8 weichenden Meinung ihres Präſidenten kann 
an 8 G., ſolange die gemeinwirtſchaftliche hori⸗ 
auf ei Zuſammenſaſſung nicht durchgeführt wird, 

yA T Aktivität in der vertikalen Richtung nicht 
bin ten. Allerdings ganz einfach ift die Ver⸗ 
A 5 mit den Linke⸗Hofmann⸗Werken in Breslau 
mgled Schema „vertikal oder horizontal“ nicht ein⸗ 
direten ;; Denn wenn man abſieht von der in⸗ 

Verbindung 1 der Lauchhammer 

die für die A. E. G. mit dieſem Zuſammen⸗ 
verbunden iſt (ſie führt bis zu einer allerdings 
en Kohlenbaſis), ſo handelt es ſich im 
dp ichen hier nicht um eine Zuſammenſaſſung 
deen e verſchiedener Produktions⸗ 
u ſondern um einen Zuſammenſchluß von 

bi A ternepmungen der Fertiginduſtrie, der aber 
aachen nicht als horizontaler Zuſammenſchluß 
pun en ift, weil es, von einigen Berührungs⸗ 


= 


iding 


unkt 
Ken im Lokomotivbau abgeſehen, ih um Unter- 
bandel n verſchiedener Fertiginduſtrien dabei 


u; Die Gemeinſamkeit, die dieſen Zuſammen⸗ 
vie geſchäftlich rationell erſcheinen läßt, dürfte 


tioy eniger auf dem Gebiet der eigentlichen Produk⸗ 
ben liegen, als auf dem Gebiet der Auftrags» 
den Hung. Die Linke⸗Hofmann⸗Werke gehören zu 
Va | utendften Lokomotiv- und Waggonfabriken. 
im s Ausführung von peii asen 
Lin ee und Auslande ftellt die Gruppe A. € 
die audefmann in Zukunft eine A aa 
je eigener Kraft ſowohl die eigentlichen elef- 
und a Anlagen als auch das rollende Material 
deshalb Inſtallationsmaterial liefern kann ‚und die 
dielleich bei der Hereinhoiung derartiger Aufträge 
fügen über eine beſonders ſtarke Stoßkraft ver⸗ 
A. E E In den offiziellen Mitteilungen der 
Zuſamn ſind die wirtſchaftlichen Gründe für den 
S menſchluß leider ebenſowenig dargelegt wor⸗ 
die eine eingehendere Begründung der großen 
105 za dermehrung gegeben worden ijt. Man hat 
man a it begnügt, die Pläne mitzuteilen. Wenn 
Ra u flo, Begründung im woeſentlichen, ſoweit 
Ati onär erhaupt geneigt iſt, der misera plebs der 
beta aillie re und der Deffeutlichkeit Gründe zu 
wul, ben, auf die Generalverſammlung verſchieben 
Deren kann dieſes Verfahren nicht gebilligt 
n denn die Urteilsbildung der Aktionäre. muß 


de, Oglichfeit vor der Generalverſammlung ſtatt⸗ 

der Re ſchon weil von dieſer Urteilsbildung ja in 

um za die Anmeldungen zur Generalverſamm⸗ 
ihr A * 
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ae des Aktienaustauſches mit 
den braucht die A. E. G. 30 Mill. H 
Ib. Sul Mattien, Sie gibt weitere 20 Willionen, 
Dieſe 2 Ben 50 Mill. % Stammaktien aus. 
Nabe, ; EL werden im Kreiſe der der A. E. G. 

nden Unternehmungen gezeichnet und feft 
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übernommen. Die ganze Stammaktien ⸗Emiſſion 
bleibt alſo ein internes Geſchäft, bei dem an den 
Geldmarkt nicht appelliert wird. „Zur Deckung des 
Geldbedarfes aus der Linke⸗Hofmann⸗Transaktion 
und zur Stärkung der Betriebsmittel, insbeſondere 
zur Kräftigung des Auslandsgeſchäftes der A. E. G.“, 
io heißt es in der Verwaltungsmitteilung, ſollen 
weitere 250 Mill. / Vorzugsaktien aus⸗ 
gegeben werden. Dieſe neuen Vorzugsaktien werden 
ſich weſentlich von den 250 Willionen 6proz. Vor⸗ 
zugsaktien, die die A. E. G. zuletzt ausgegeben hat, 
unterſcheiden. Die Vorzugsdividende der neuen Ak⸗ 
tten wird auf 5% (mit Nachzahlung) beſchränkt, 
darüber hinaus erhalten aber die neuen Vorzugs⸗ 
aktien einen zufätzlichen Gewinnanteil von 
je 3/s%o für jedes Prozent Dividende, welches die 
Geſellſchaft über 100% hinaus auf die Stammaktien 
zur Verteilung bringen wird. 100 Mill. % der 
neuen Vorzugsaktien bleiben für Tochtergeſell⸗ 
ſchaften reſerviert, 150 Mill. % übernimmt das 
Bankenkonſortium der A. E. G. zur Börſenein⸗ 
führung. Wenn ſchon bei der Emiſſion der letzten 
6proz. Vorzugsaktien der A. E. G. eine außerordent⸗ 
lich ſtarke Ueberzeichnung ſtattgefunden hat, ſo iſt es 
ſehr wahrſcheinlich, daß der neue Vorzugsaktientyp 
einen noch ſtärkeren Reiz auf das Effekten kaufende 
Publikum ausüben wird. Denn dieſe Aktien ver⸗ 
einen ja in ſich durch Vorzugsdividende und den 
Anſpruch auf zuſätzliche Gewinnanteile den Reiz 
einer feſten Mindeſtverzinſung mit der Chance, bei 
ſteigenden Zuſatzdividenden auch Kursgewinne zu 
erzielen. Allerdings wird die Beurteilung der 
Kursentwicklung dieſes eigenartigen gemiſchten Ak⸗ 
tientyps dadurch erſchwert, daß dieſe Vorzugsaktien 
B von der Geſellſchaft vom 1. Januar 1925 an jeder⸗ 
zeit mit dreimonatiger Ankündigung zu 115% 
zurückgezahlt werden können. Dieſes Nückzahlungs⸗ 
recht kann unter Umſtänden zu einer Begrenzung 
der Kursentwicklung nach oben werden. Bei der 
gegenwärtigen Geldflüſſigkeit iſt an einer leichten 
Unterbringung der neuen Vorzugsaktien kaum zu 
zweifeln. Für die Aktionäre intereſſant wäre es 
aber, darüber aufgeklärt zu werden, ob das Aus⸗ 
maß dieſer Kapitalserhöhung bedingt iſt durch den 
Wunſch, dieſe Geldflüſſigkeit, deren Dauer nicht zu 
überſehen ift, auszunutzen und nach der alten Tra⸗ 
dition Emil Nathenaus langſichtig für jeden mög⸗ 
licherweiſe kommenden Kapitalbedarf vorzuſorgen, 
oder ob der dicht bevorſtehende Kapitalbedarf der 
Geſellſchaft dieſes Maß an neuen Mitteln erfordert. 
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Der Kurs der Stammaktien der A. E. G. 
iſt an der Börſe nach dem Bekanntwerden der neuen 
Emiſſionspläne gefallen, und aus den Kreiſen der 
Stammaktionäre werden bereits Oppoſitionsſtimmen 
laut. Die Hauptquelle der Unzufriedenheit der 
Stammaktionäre ijt ſicherlich darin zu ſuchen, daß 
ſie bei der ſtarken Kapitalvermehrung ohne jedes 
Bezugsrecht bleiben. Andere Geſellſchaften haben, 
zum Teil in viel zu großem Umfange, Kapitals⸗ 
erhöhungen mit wertvollen Bezugsrechten für ihre 


Aktionäre verbunden, und die A. E. G.⸗Aktionäre find 
enttäuſcht, daß ſie ſich dauernd mit der vorſichtig 
bemeſſenen Dividende begnügen ſollen. Bei den 
beſonderen Reizen, die die neuen Vorzugsaktien für 
das Publikum bieten, wird das Bankenkonſortium 
der A. E. G. für die Placierung dieſe Mißſtimmung 
im Kreiſe der bisherigen Aktionäre kaum zu fürchten 
haben. Im Intereſſe der Geſellſchaft liegt an ſich 
die volle Ausnutzung des Wertes der neuen Af- 
tien, ohne Verwäſſerung durch ein wertvolles Be- 
zugsrecht. Aber abgeſehen von dem Aerger über 
das entgangene Bezugsrecht haben die Stamm⸗ 
aktionäre der A. E. G. auch ſachliche Gründe für 
ihre Unzufriedenheit, die nicht ohne weiteres von 
der Hand zu weiſen ſind. In Zukunft werden bei der 
A. E. G. 350 Mill. % Stammaktien nicht weniger 
als 500 Will. % Vorzugsaktien gegenüberſtehen. 
Das kann in ſchlechteren Zeiten als den gegen; 
wärtigen, unter Umſtänden eine Gefährdung der 
Dividendenmöglichkeit für die Stammaktionäre be⸗ 
deuten. Wenn die Verwaltung der A. E. G. vor⸗ 
ſchlägt, um die Rechte der Stammaktionäre gegen⸗ 
über einem ſtark erhöhten Verhältnis von Vorzugs⸗ 
aktien zu wahren, das Stimmrecht jeder 
Stammaktie zu verdoppeln, ſo wird dieſes 
Geſchenk auf die Stammaktionäre wenig tröſtlich 
wirken. Denn dem normalen Stammaktionär liegt 
weniger am Stimmrecht als an den Gewinnchancen, 
die er durch die hohe Summe der Vorzugsaktien. 
unter Amſtänden gefährdet ſieht. Außerdem werden 
aber auch bei den freien Stammaktionären wohl 
Zweifel darüber auftauchen, ob die Verdoppelung 
des Stimmrechtes ihnen zu Liebe vorgeſchlagen wird, 
oder ob nicht mit dieſer Maßnahme ein reines 
Verwaltungsintereſſe verfolgt wird. Gegen- 
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Infolge der großen Kapitalserhöhungen, die die 
Aktiengeſellſchaften in den letzten Jahren vor⸗ 
genommen haben, ſind der Beſitzſtücke der Groß⸗ 
aktionäre allmählich ſo viele geworden, daß ihre 
Verwaltung Mühe und Beſchwerden verurſacht. 
Um die Unbequemlichkeit der großen Wertpapier- 
maſſen bei der Vermögensverwaltungsarbeit und den 
Vermögensverwaltungskoſten zu verringern, wird 
von den verſchiedenſten Seiten der Wunſch nach 


Großaktien 


laut. Die „Frankfurter Zeitung“ (17. Fe⸗ 
bruar) nimmt zu dieſem Problem Stellung und 
führt aus, daß die Stückelung von 1000 %, die 
heute die Regel bildet, in Anbetracht des geſunkenen 
Geldwertes nur noch als eine kleine anzuſprechen 
it und heute einem Kaufkraftnominale von 100 M 
im Verhältnis zur Vorkriegszeit gleichgeſetzt werden 
muß. Bei feſtverzinslichen Werten mit beſchränkter 
Umlaufszeit hat man bereits Stücke von mehr als 
1000 % Nominalwert geſchaffen, fo z. B. bei 
Kommunalanleihen, Schatzwechſelausgaben und In⸗ 


über der jetzt ſo beliebten Form der Herrschaft 
ſicherung durch Vorzugsaktien mit mehrfachen 
Stimmrecht dürfte die A. E. G.⸗Verwaltung den 
umgekehrten Weg gehen, den Stammaktien doppelte 
Stimmrecht zu verleihen, gleichfalls im Intereſſt 
der Herrſchaftsſicherung der Berwaltungsgrupf® 
Man darf nämlich nicht vergeſſen, daß nach Durch 
führung dieſer Transaktion in den Händen 
Publikums mehr Vorzugsaktien als Stammaktien 
der A. E. G. ſein werden. Ein nicht unerheblihe 
Teil der alten Stammaktien der A. E. G. befinde 
ſich teils im Beſitz ihrer Tochtergeſellſchaften, tel, 
im Beſitz von Mitgliedern ihres Konſortiums. 
25 Mill. % Stammaktien, die kürzlich nach Amen! 
begeben worden find, werden in ihrem Stimm 
recht durch die getroffenen Vereinbarungen pratti 
von der A. E. G.⸗Verwaltung kontrolliert. ? 
50 Mill. % neuer Stammaktien, die jetzt teils a. 
Linke⸗Hofmann, teils an Tochtergeſellſchaften be 
geben werden, ſind wieder ſicher für die Verwaltung 
Wenn man alfo nun den Stammaktien. doppel 
Stimmrecht gibt und außerdem berückſichtigt, M f' 
von der erſten Vorzugsaktienemijfion 75 Mill. 
und von der neuen Vorzugsaktienemiſſion 100 nili 
Mark im Konzern bleiben, fo ſcheinen weitgehe 
Sicherungen gegenüber Angriffen auf die Aktien 
mehrheit geſchaffen. Dieſe Sicherungen liegen noi 
lich im Intereſſe der Geſellſchaft, aber daß 
freien Stammaktionäre ein ihnen aus dieſen Gin 
den gewährtes doppeltes Stimmrecht als beſonden 
Geſchenk, als eine Entſchädigung für die Nachteil 
die auf der anderen Seite mit der Vorzugsaktie“ 
ausgabe verbunden ſind, empfinden, wird man nie 
gut verlangen können. 
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duſtrieobligationen. Aber auch für Stammatkte 
die nicht auf Zeit geſchaffen werden, und bei dene 
die Möglichkeit beſteht, daß fie eine Erholung unie 
Währung erleben, wollen Großaktionäre und 1 
waltungen verſchiedentlich große Stückelungen ei 100 
führen. Die Grenze der Möglichkeit der erſtreb 1 
adminiſtrativen Erleichterungen wäre allerdings i 
erreicht, wenn der Aktionär überhaupt auf oa 
Ausfertigung der Stücke verzichtete und fih 1 
in den Büchern der Geſellſchaft eintragen und 1 
Dividende überweiſen ließe, wie dies bei 
Aktiengeſellſchaft Friedrich Krupp, bei einigen Krie d 
kreditinſtituten, der Aufnahmebank der Stemt | 
vereinigung und der Bank für Induſtriewerte F 
Fall geweſen ift. Stempelerſparniſſe werden du, 
Nichtausfertigung der Stücke nicht erzielt, da aa 
einer der letzten Geſetzesnovellen auch ungeben 
Aktien ſteuerpflichtig ſind. Die ſchnelle Berau 
barkeit und Verpfändbarkeit der Aktie fällt all 
dings bei Anwendung dieſes Syſtems fort, ſo „ 
es, ebenſo wie das Syſtem der Interimsſch i. 
bei dem die Aktien zwar ausgefertigt, gew 


dauer 
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er von ihnen aber unter treuhänderiſcher Mit- 
ein ng der Geſellſchaft oder naheſtehender Banken 
e gegen einen Gutſchein verwahrt werden, 
Einfz rauch zu werden ſcheint. Man zieht die 
ung von Global⸗Aktien in Frage und 
tien ert die Ausſchreibung einer Mehrzahl von 
x ennummern auf einem einzigen Blankett. Bei 
1 „Eintracht“ A.⸗G. will man auf ſolche Weiſe 
faite 0 oder 50 Stammaktien à 1000 % zufammen- 
Siran. Schwierig dürfte ſich hier die Börjen- 
ne ſungsfrage geſtalten. Es wäre einfacher, wenn 
ein. dait eine ganze oder halbe Aktien⸗ 
a in großen Abſchnitten, z. B. in Stücken zu 
altiong ausfertigte. Die Bezugsrechte der Klein⸗ 
vor eo müßten allerdings durch ein Konſortium 
erkümmerung geſchützt werden. Bei der „Bres⸗ 
Sprit“ und „Kahlbaum“ werden Abſchnitte 
5 000 % geplant, die aber nur der naheſtehenden 
di eve zugedacht werden. Das Bezugsrecht für 
it ap orzugsaktien, die auf den Namen lauten, 
eee unterdrückt, und da eine Abſicht, 
e denn der Emiſſion an die Börſe zu bringen, 
S eſteht, jo ſchalten Zulaſſungsſchwierigkeiten 
p vornherein aus. Gefellichaften, die jedoch AMi- 
Bar von größerer als 1000-.K4-Stüfelung an die 
N zu bringen beabſichtigen, werden ſich über⸗ 
dpd en, ob die auf dieſe Weiſe verurſachte 
i oder mehrfache Börſennotiz nicht mehr 
würde lichkeiten für den Verkehr mit ſich bringen 
Nn als perſönlichen Nutzen. Im Augenblick 
Ann die Neuerſcheinung auf dem Gebiete des 
des + ebens, die durch die beſonderen Verhältniſſe 
an, Tinzelfalles beſtimmt ift, als gemeingültig weder 
. noch ablehnen. In der „Süd⸗ 
en © onntagszeitung“ (20. Februar) 
Wirt rt Erich Schairer die Stellungnahme des 
Ra chaftspolitiſchen Ausſchuſſes des vorläufigen 
wirtſchaftsrates zu der Frage der 
z Portoermäßigung für Anſichtskarten. 
hab Sachverſtändigen aus der Anſichtskarteninduſtrie 
m einer Sitzung des Wirtſchaftspolitiſchen 
chuſſes ausgeführt, daß durch eine Portoermäßi⸗ 
— Anſichtskarten die Möglichkeit einer 
100 00 elebung der Anſichtskarteninduſtrie, die etwa 
lueführ tben beſchäftigt, zu erwarten ift. Dieſen 
Negterun gen ſchloß ſich der Vertreter der Sächſiſchen 
ſchuß ei ng an, und im Wirtſchaftspolitiſchen Aus⸗ 
ee man fih, dem Neichspoſtminiſter vorzu⸗ 
karten, die Anſichtskarten ähnlich wie Glückwunſch⸗ 
Worte, zu behandeln, und wenn fie nur mit fünf 
laien „bbeſchrieben find, als Druckſache gelten zu 
Saft, Schairer ijt der Anſicht, daß es volfswirt- 
ſoweit r wäre, die Anſichtskarteninduſtrie, 
und ihre BEN für den Export arbeitet, ſtillzulegen 
zu unter rbeitsloſen auf Koſten der Allgemeinheit 
den ET anſtatt weitere Anſichtskarten für 
wenigſteng skonſum zu fabrizieren. Dann würde 
Anzak Stoff und Kraft geſpart. Denn ob eine 
n Menſchen von der Geſamtwirtſchaft dafür 
berir wird, daß jie gar nichts oder daß fie 
iges leiſtet, bleibt jih gleich, und die Porto⸗ 
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ermäßigung iſt als nichts anderes wie eine Alimen⸗ 
tierung der Allgemeinheit anzuſehen. — Zu der m 
der letzten Zeit in den verſchiedenſten Formen vor⸗ 
genommenen Gelbitverjiherung induſtrieller Kon⸗ 
zerne oder ganezr Induſtriezweige nimmt Profeſſor 
Dr. Alfred Man es in einem Artikel 
Problematiſcher Verſicherungserſatz 
in der „Voſſiſchen Zeitung“ (22. Februar) 
kritiſche Stellung. Er iſt der Anſicht, daß dieſe 
Selbſtverſicherungen, falls fie Allgemeinerſcheinun⸗ 
gen der Wirtſchaft werden ſollten, zu einer Bedrohung 
des Fundamentes unſerer Volkswirtſchaft führen 
können. Es hat natürlich für große Induſtrieunter⸗ 
nehmungen etwas Beſtechendes, die durch die Geld⸗ 
entwertung und durch die allgemeine Anſicherheit 
ganz beſonders hoch gewordenen Prämien mittelſt 
einer Selbſtverſicherung zu ſparen. Ruinös kann 
dieſes Verfahren jedoch ſofort werden, wenn ein 
nennenswerter Schadensfall eintritt. Um das 
Viſiko, das für das Einzelunternehmen beſonders 
groß iſt, abzudämmen, hat der Zuſammen⸗ 
ſchluß verwandter Induſtrieunternehmungen zu 
Selbſtverſicherungsgeſellſchaften ſtattgefunden. Aber 
auch dieſe Geſellſchaften verſtoßen gegen das Grund- 
geſetz jeglicher Verſicherung, d. h. durch Zuſammen⸗ 
faſſung vieler, verſchiedenartiger Niſiken den not- 
wendigen Rififvausgleich herzuſtellen. Da nach dem 
augenblicklichen Stand der Verſicherungsgeſetzgebung 
derartige Selbſtverſicherungsgeſellſchaften der Staats- 
aufſicht nicht unterſtehen, ſo ſind ſie in der Lage, 
ihr Vermögen anzulegen ohne die genügende Vückſicht 
auf die eigene Sicherheit. Dazu kommt, daß fie 
nicht gezwungen werden können, ausreichende Rüd- 
verſicherungen aufzunehmen, und daß, fie, wenn fte 
etwa in Form einer G. m. b. H. gegründet werden, 
in der Lage ſind, die von den Teilnehmern ein⸗ 
gezahlten Beträge an dieſe wieder auszuleihen. 
Das letzte läßt es den Induſtrieunternehmungen 
beſonders wünſchenswert erſcheinen, derartige Geſell⸗ 
ſchaften in Leben zu rufen, da man in der Lage 
iſt, für die Steuer ausgeſchiedene Vermögensteile 
im Unternehmen als Leihkapital weiter arbeiten zu 
laſſen. Allerdings ift zu erwarten, daß die Steuer- 
geſetzgebung eine im Intereſſe des Fiskus liegende 
Veränderung erfahren wird, wenn derartige Prak⸗ 
tiken die Regel werden ſollten, und dann wird das 
Intereſſe der Induſtrie an der Errichtung derartiger 
Selbſtverſicherungsgeſellſchaften wohl von ſelbſt er⸗ 
lahmen. Auch die Ausdehnung des Verſicherungs⸗ 
aufſichtsgeſetzes auf die neuerſtandenen Geſellſchaften 
iſt im Intereſſe der geſamten Volkswirtſchaft zu 
fordern. Zu dem im Berliner Stadtparlament 
vorgebrachten kommuniſtiſchen Antrage nach 
Verſtadtlichung der Kohlenverſorgung 
ſchreibt die „Deutſche Allgemeine Zeitung! 
(23. Februar), daß eine Umfrage beim Verein ſelb⸗ 
ſtändiger Holz- und Kohlenhändler Berlins ergab, 
daß von dort aus etwa 590 000 eingetragene Ver⸗ 
braucher mit jährlich etwa 18 Millionen Zentnern 
Koch⸗ und Ofenkohlen ſowie mit 1221000 Zentnern 
Gewerbekohlen bedient werden. Bei dieſem Er⸗ 


gebnis iſt noch zu berückſichtigen, daß es ſich 
aus den Antworten von 1665 von rund 3000 
Kohl engeſchäften zuſammenſetzt. Von dem geſamten 
Brikettwerbrauch in Groß-Berlin werden den Ber- 
brauchern durch den Kleinhandel 91% zugeführt. 
Die Uebernahme der großen, im Stadtgebiet Dez 
legenen Kohlenplätze würde die Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit Hausbrand wenig berühren, da dieſe 
Plätze in der Hauptſache der Verſorgung der In⸗ 
duſtrie und der Zentralheizungsanlagen dienen. 
Weitere ſolcher Kohlenplätze könnten in der Stadt 
nur angelegt werden durch Niederlegung von Ge⸗ 
bäuden oder durch Umwandlung von Spiel⸗ und 
Schmuckplätzen in Kohlenplätze. Wollte man die 
beſtehenden 3000 Kohlenabgabeſtellen in ſtädtiſche 
Regie übernehmen, fo hätte die Stadt hierfür ganz 
erhebliche Mittel aufzubringen. Sie müßte erſtens 
etwa 3000 Pferde übernehmen oder anſchaffen, um 
die Kohlenabfuhr und ⸗zufuhr bewältigen zu können 
und außerdem die Inhaber der Kohlenabgabeſtellen 
entſchädigen. Dieſe Kohlenhändler ſind recht eigent⸗ 
lich nicht als Händler, ſondern als Kohlentransport⸗ 
arbeiter mit eigenen Transportmitteln zu be⸗ 
zeichnen. Unter ihnen gibt es mehr Perſonen, die 
70 Jahre und älter, als ſolche, die jünger als 
25 Jahre ſind. Das Durchſchnittsalter der in dieſem 
Gewerbe Tätigen ift mit 47¾ Jahren errechnet. 
Würde man ſie aus ihrem bisherigen Erwerb 
drängen, ſo würde es ihnen ſchwer werden, in ihren 
früheren Beruf zurückzugehen, einen neuen würden 
ſie wohl überhaupt nicht mehr ausfüllen können. 
Man könnte ſie als Kohlentransportarbeiter bei der 
Stadt beſchäftigen, und es iſt dann zu befürchten, 
daß, wie üblich, bei ihrer Uebernahme in ſtädtiſche 
Dienſte, die Arbeitsleiſtung zurückgehen würde. 
Außerdem müßte bei einer Kommunaliſierung ein 
Aufſichtsapparat eingeführt werden, deffen Koſt en 
dem Preis der Kohlen zuzuſchlagen wären. 
In Breslau iſt der Aufſchlag auf die Selbſtkoſten 
bei kommunaliſierter Verteilung 2,33%: M pro 
Zentner, während er in Berlin bei freier Verteilung 
nur 1,14½ ½% pro Zentner ausmacht. Dem 
„Hamburger Fremdenblatt“ (25. Februar) 
meldet ſein Londoner Korreſpondent, daß die 
Engliſchen Meſſen 

die als Induſtriemeſſen in London, Birmingham 
und Glasgow abgehalten werden, die ungeheuren 
Anſtrengungen ausweiſen, die England macht, um 
die Notlage Deutſchlands als Weltmarktkonkurrenten 
auszunutzen und die amerikaniſchen Erfolge auf 
dem Weltmarkt wieder abzubauen. Die Kammer 
für überſeeiſchen Handel hat zu dieſen Meſſen 60 000 
Einladungen an ausländiſche erſtklaſſige Häuſer er⸗ 
gehen laſſen. 95 000 engliſche Häufer wurden eben- 
falls eingeladen, und an die Fahrgäſte ſämtlicher 
auf See befindlichen Schiffe wurden während der 
letzten Woche vor Eröffnung der Meſſe gleichfalls 
drahtloſe Einladungen gerichtet. Die Regierung er⸗ 
wartet als Gäſte 17 ausländiſche kaufmänniſche 
Miſſionen und acht Handelsminiſter, die auch an 
Konferenzen mit dem Handelsamt und den kauf⸗ 


männiſchen und induſtriellen Körperſchaften teil⸗ 
nehmen werden; und der König ſowie der Lordmayol 
werden dieſe Gäſte empfangen. Nachdem bei det 
letzten Meſſe in London allein Aufträge in Höhe 
von 10 Millionen Pfund erteilt worden jind, et 
wartet man nun, daß die engliſche Meſſe bie 
Leipziger Meſſe überflügeln wird. Ueber die 
Vorgänge auf dem 


Weltzuckermarkt 


berichtet der „Berliner Börfen-Couriel 
(26. Februar). Alle Zuder produzierenden Länder 
find im Augenblick beſtrebt, ihre Zuckerproduktion 
auszudehnen. Trotz der ſcharfen Preisrückgänge der 
letzten Zeit beſteht immer noch ein Uebergewi 

der Nachfrage gegenüber der Erzeugung von Zudel 
Die Zuckererzeugung Europas bleibt trotz der Steige? 
rung von rund 29 Millionen Zentnern, die das Jahr 
1920/21 gegenüber 1919/20 aufzeigt, verglichen mit 
der Erzeugung des Jahres 1914/15 um 81 Millionen 
Zentner zurück. Die Welterzeugung von Zude 
wird für 1920/21 auf rund 347 Millionen Zenn“ 
geſchätzt und bleibt gegenüber der Vorkriegserzeugung 
um 23 Millionen Zentner zurück. In Anbetracht 
der Zunahme des Zuckerbedarfes iſt die Fehlmeng 
jedoch noch weit größer. Wenn durch zweckmäßig“ 
Handhabung der Geſetze die deutſche Zuckererzeugung 
ſchnell und ſtark geſteigert werden kann, ſo könnt 
Deutſchland wohl dazu beitragen, die Lücken iM 
Weltzuckerbedarf auszufüllen. — Den Verſuch eine 

Valutaindex 
macht Ernſt Kahn 


in der „Frankfurtel 


Zeitung“ (26. Februar). Er geht davon aus 
daß die vergleichsweiſe Meſſung der Ball? 
eines Landes an der Währung eines aus 


ländiſchen Staates kein wirkliches Bild den 
Geſamtvaluta gibt, wenn man unter Valuta die Be 
wertung der Währung eines Landes im geſamt 
Ausland verſteht. Um, wenn auch nach einer etwa 
groben Methode, die Geſamtvaluta der Mark 3 
erfahren und einen Index für fie aufzuſtellen, wu 
der Stand der Mark in elf Ländern, die mit Deutſ 
land in lebhaftem Handelsverkehr ſtehen, ermittelt 
Es waren dies neben Amerika, England, Fran 
reich, Holland, Schweiz, Schweden, Italien, Spanien 
Deutſch⸗Oeſterreich und Rumänien. Dann wurde d 
rechnet, wie jeweils am 1. eines Monats die Ma 
in Prozenten im Verhältnis zu der Friedensparu 
in jenen Ländern ſtand. Durch Addition der 3 
Ziffern und Teilung des Reſultates durch zwöl 
ergibt fi eine Art Valutaindex, aus dem hervorge 
daß Deutſchland im Durchſchnitt gegenüber de 
Friedensſtande für fremde Währungen im Jah 
1920/21 zu zahl en hatte: 


Jan. Feb. April Mai Juni A ug, 

744 1229 990 780 547 >19 % 
Sep. Okt. Nov. Dez. Jan. Te 
647 780 952 850 900 857% 


Ebenſo wie für Deutſchland wurde für die andere 
Länder der Valutaindex errechnet, und wenn man dan 


8 
Bewegungen der Indexziffern ſamtlicher Länder 
. ergibt ſich, daß am 1. Februar d. J. der 
tand Re Valutainder weitaus am günſtigſten 
% re folgen in auch noch ſehr günſtigem 
Wed Zur Friedensparität Holland, Schweiz, 
1 en, England und Spanien, dann kommt ein 


rung zu Belgien und Frankreich, die mit 
barit terfel bzw. zwei Dritteln der Friedens⸗ 
Rn valutiert haben, und von da an geht es ſchnell 
Ip rts über Italien mit einem Drittel und Deutſch⸗ 
iga mit einem Zehntel der Friedensparität. Seit dem 
Ya Nuar 1920 zeigen die Balutaindere folgende 
gen England, Amerika, Schweden, zeigen 
bel den, Hollands, Spaniens, Belgiens, Frank⸗ 
zer Bene Valutaindex geht zurück, der Schwei⸗ 
En rumänifche bleiben ſich gleich, und der deutſche 
eine kleine Steigerung aufzuweiſen. 


Umschau. 


nische Bankkonditionern. ne 
0 ne Dortmund schreibt mir: „Den Artikel 
Blattes Konditionen“ in Heft 3 Ihres geschätzten 
lesen = Seite, habe ich mit grossem Interesse ge- 
Pin. Die haben aber in einigen Punkten die Ge- 
in; p siten der Banken noch zu milde geschildert, 
dag 5 bezüglich der Provisionen. Sie sagen, 
en — vielen Fällen mindestens die Provision für 
Ware en Kreditbetrag in Ansatz gebracht wird. 
stand so, so könnte man das einen erträglichen 
Dekla nennen, über den sich keine Industriefirma 
Be würde. Leider ist es aber anders. Die 
Eine n im rheinisch - westfälischen Revier haben 
Angi Ing geschlossen, und dieser Ring macht seinen 
Blar Rn zur Pflicht, dass sie bei Gewährung von 
Se 0 o ten die Provision vom Dreifachen bis 
u bord en des gewährten Höchstkredites quartaliter 
ein 8 haben. d. h. mit anderen Worten: wenn 
wahrt er von beispielsweise 5 Millionen Mark ge- 
dann fordert die Bank für das betreffende 
den vereinbarten Provisionssatz nicht von 
nen, sondern von einem Betrage von 15 
Dep ionen, einerlei ob der Höchstkredit in 
Eine , genommen und ob dieser Umsatz in 
Vers ® terteljahre erreicht worden ist oder nicht. 
arfend wirkt dabei, dass dieser Umsatz in 
deueffenqe en erreicht werden müsste, wenn der 
ommen € Kreditnehmer wirklich auf die Kosten 
hört Wollte. Manche Banken rechnen, wie ich 
Srosse Semestral, Auch dann wäre es noch eine 
tah eberteuerung. Das Dreifache bis Sechs- 
zu Bas gewährten Kredites in einem Vierteljahre 
auf AN en, heisst also: im Jahre 60—120 Millionen 
den Bankkonto umzusetzen. Wenn man nun be- 
die Su doch eine grössere Produktionsfirma, 
auh „en erheblichen Kredit in Anspruch nimmt, 
arbeit * Reichsbankgirokonto und Postscheckkonto 
ank 955 o ist es ausgeschlossen, dass sie über ihr 
Saneli © soviel laufen lassen kann; das hiesse 
auf die Vorteile des erleichterten Geld- 
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verkehrs, wie das Reichsbankgirokonto und Post- 
scheckkonto ihn darstellen, verzichten, also von 
modernen Einrichtungen keinerlei Gebrauch mehr 
zu machen. Die Banken sichern sich daher die Pro- 
visionen von einem Umsatze, der niemals in die 
Erscheinung treten kann, und darin liegt das Un- 
reelle ihres Gebarens. Ein weiterer Uebelstand im 
Verkehr mit den Banken ist der, dass sie sich ausser- 
ordentlich streng an die Semestergrenzen binden. 
Eine Bank übernimmt beispielsweise eine Aval- 
bürgschaft und berechnet dafür / % pro Semester. 
Die Bürgschaft wird bei einer Gemeinde hinterlegt 
aus Anlass eines Vertrages für die Errichtung eines 
Bauwerks. Sie ist zurückzugeben ein Jahr nach 
Fertigstellung des Bauwerks. Die Fertigstellung er- 
folgt am 20. Dezember 1919; am 20. Dezember 1920 
wäre also die Rückgabe der Avalbürgschaft fällig. 
Die Erfüllung der Formalitäten nimmt aber noch 
14 Tage in Anspruch, die Bürgschaft gelangt also 
an die Bank zurück am 3. Januar. Die Bank rechnet 
alsdann für das mit 3 Tagen angebrochene Semester 
den vollen Betrag, Auch in anderen Beziehungen 
gehen die Banken sehr rigoros vor. Mir ist ein 
Fall bekannt, in welchem vor dem Kriege eine Firma 
Eisenbauwerke nach Bulgarien lieferte. Sie musste 
hierfür eine Avalbürgschaft stellen und tat dies durch 
eine deutsche Grossbank, die ihrerseits wieder eine 
bulgarische Bank benutzte. Die Bauwerke wurden 
noch, bevor Bulgarien in den Krieg eintrat, fertig- 
gestellt, die Kaution aber nicht mehr zurückgegeben. 
Sie ist heute noch nicht wieder zurückgeliefert, und 
die Banken berechnen bis heute die volle Bürgschafts- 
provision unentwegt weiter, obschon selbstverständ- 
lich die Bürgschaft schon längst erloschen ist und 
keinerlei Rechte aus ihr hergeleitet werden können. 
Es ist dies ein besonders krasser Beitrag zu dem 
schroffen Vorgehen der Banken.“ 


Mir wird geschrieben: 
„Die Spitzenorganisa- 
tion der christlichen Ge- 
werkschaften hat durch ihren Vorstand Ende Februar 
in Berlin eine Gewerkschaftsbank „Bankverein 
für deutsche Arbeit A.-G.“ gründen lassen. 
Diese Bank soll auf Grund eines Beschlusses des 
letzten Essener Kongresses der christlichen Gewerk- 
schaften „die wirtschaftlichen Kräfte der beteiligten 
Organisationen und ihrer Mitglieder zusammenfassen 
und ihre Mittel dem allgemeinen Wirtschaftsleben, 
insbesondere den eigenen gewerblichen Unterneh- 
mungen sowie den nahestehenden Kreisen des 
Mittelstandes zuführen.“ Als Gegenstand des Unter- 
nehmens ist ausdrücklich der Betrieb von Bankge- 
schäften aller Art bezeichnet. Zweifellos bedarf 
eine solche Bank, die ihre Mittel auf Grund des 
engen Vertrauensverhältnisses zwischen den Arbeitern 
und ihren Gewerkschaften anvertraut erhält, einer 
besonders sachverständigen Aufsiht durch einen, 
seiner Aufgabe in jeder Hinsicht gewachsenen, Auf- 
sichtsrat. Der Aufsichtsrat dieser Gewerkschaftsbank 
bat nicht nur die üblichen Pflichten des Aufsichts- 
rates jeder Bank zu erfüllen, sondern er muss in be- 


Ein Bankaufsichtsrat 
ohne Bankfachleute. 


sonders hohem Masse die Kontrolltätigkeit für die 
Aktionäre ausüben. Die Aktionäre sind zugleich 
die wichtigsten Depositenkunden, es sind nämlich die 
einzelnen Gewerkschaften, vertreten durch ihre Vor: 
stände. Angesichts dieser Sachlage wäre es unbe- 
dingt erwünscht gewesen, dass der Aufsichtsrat zu- 
sammengesetzt wäre in seiner Mehrheit aus Ver- 
tretern der Gewerkschaften als der einflussreichsten 
Aktionäre und wichtigsten Kapitalgeber, daneben 
aber auch aus einer Minderheit bestehend aus unab- 
hängigen Bankfachleuten, die der Reichsbank 
dem öffentlichen Sparkassenwesen oder der Zentral- 
genossenschaftskasse hätten entnommen werden 
können. Statt dessen besteht der Aufsichtsrat aus 
5 Gewerkschaftsführern und einer Persönlichkeit, 
die hauptsächlich in der Genossenschaftsbewegung 
hervorgetreten ist. Die in der Gegenwart besonders 
schwierige Aufgabe, die erheblichen freien Gelder 
der Gewerkschaften möglichst risikofrei anzulegen, 
erfordert so erhebliche banktechnische Kenntnisse, 
dass man berechtigt ist, ernste Zweifel zu hegen, 
ob ein Aufsichtsrat der fast ausschliesslich aus Ge- 
werkschaftsbeamten besteht und dem keine eigent- 
lichen Bankfachleute angehören, imstande ist stets 
die günstigste Anlage der von den organisierten 
Arbeitern aufgebrachten Mittel zu gewährleisten, 
resp. die Tätigkeit des Vorstandes in dieser Be- 
ziehung zu überwachen.“ 


Börse und Geldmarkt. 


In der zweiten Februarhälfte pendeiten die De- 
visenkurse ohne bedeutsame Veränderungen hin und 
her. Auf die kleinen Schwankungen reagierte die 
Effektenbörse weniger stark, als es früher der 
Fall war, weil das ganze Geschäft beherrscht wurde 
von einer starken Zurückhaltung, sowohl 
des Publikums, als auch der Berufsspekulation. Diese 
Zurückhaltung ist sicherlich stark beeinflusst von 
dem Gefühl der Unsicherheit der nächsten politischen 
Zukunft. Was die Londoner Konferenz bringen 
wird, vermag noch niemand abzuschätzen, und die 
Ungewissheit in der Bewertung der politischen 
Faktoren wird noch dadurch verschärft, dass nun- 
mehr der Regierungswechsel in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika unmittelbar bevorsteht. 
Man wird sich daran erinnern, dass vor Monaten an 
den Amtsantritt Hardings und die mit ihm ver- 
knüpfte Aussicht auf die Wiederherstellung des 
Friedenszustandes zwischen Deutschland und Ame- 
rika an der Börse die stärksten Hoffnungen in der 
Richtung der Eröffnung grosser amerikanischer Kre- 
dite gehegt wurden. Je näher der Termin gerückt 
ist, desto zurückhaltender ist man in der Bewertung 
dieser Hoffnungen geworden. Denn man weiss 
heute, dass auch die Haltung Amerikas in höchstem 
Masse abhängig sein wird von der Gestaltung der 
europäischen Dinge nach London. 

Die Zurückhaltung des spekulierenden Publikums 
im Börsengeschäft zeigt sich im Gegensatz zu früheren 
Monaten vor allen Dingen auch darin, dass Kauf- 


bewegungen, hinter denen man den Versuch de’ 
Einflussgewinnung bestimmter Kreise auf Gesel 
schaften vermutet, nicht mehr die grosse Schar vo 
Mitläufern finden, die die Kursbewegung in höchsten 
Masse stürmisch zu gestalten pflegt. Dass es an 
solchen Interessenkäufen trotzdem nicht fehlt, zeig! 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor: 


Bankausweis New York. — @.-V.! Nor“ 
deutscher Lloyd Bremen, Braunschweiß 
Hannoversche Hypothekenbank, BAU 
des Berliner Kassenvereins, Rheinise“ 
Westfälische Sprengstoff- A.-G. Col 
Fritz Schulz jr. A.-G., Wegelin 
Hübner Maschinenfabrik, Triump“ 
Werke Nürnberg, Schlesische Kleinba 
er Schluss des Bezugsrech 
Nürnberger Hercules-Werke, Bezug” 
rechts Gebr. Unger A.-G. Chemn! 

Bezugsrechts Eisenwerk L. Meyer j 

G. - V., Königsberger Walzmühle, Leif 

ziger Baumwollspinnerei, Heilma? 

Immobilien- Gesellschaft. — Schluss de 

Bezugsrechts Aktien Eintracht Brav” 

kohlenwerke, Bezugsrechts Mechanis@® 

Werke Zittau, 


Be. 
@.-V.: Germanischer Lloyd, Nordaeutse 
Jutespinnerei und Weberei, Kammg&” 
spinnerei Meerane. — Schluss des B 
zugsrechts Hirsch Kupfer- und Messi®# 
werke. — 
kteichsbankausweis. — G .- V.: Deutsch 
Petroleum-A.-G., Linke Hofm 
Werke, Union Fabrik chem. Produ? 
Stettin, Hein & Co., Hoffmanns Star 
fabriken, Apollo-Werke, Vereinsbrauet 
Artern. — Schluss des Bezugsrecht 
Berliner Maschinenbau-A.-G. Schw 00 
kopff, Bezugsrechts Bergisch-Märki® g 
Industrie - Gesellschaft.  Bezugsı@© 
Continentale Asphalt- A.-G. 


Ironage-Bericht. — Bankaus weise Lende 
Paris. — G.- V.: Leipziger Hypothek, 
bank, Brauerei Isenbeck, Lauchhamm 
A.-G., Rheinisch- Westfälische Scha“ 
bau- A. - G., Voigtländer & Sohn. 
Schluss des Bezugsrechts Neckarsul® 
Fahrzeugwerke. 


8 
@.-V.: Ötiensener Bank, Bachmann 
Ladewig, Mechanische BaumwolisP p 
nerei Augsburg. — Schluss des 
zugsrechts C. D. Magirus. 7 
BankausweisNewYork. — G.- F. Rostock 
Bank, Westdeutsche Bodencredit-Ans“ 
Sächsische Bodencredit-Anstalt, O 
Minen- und Eisenbahn - Gesellsch 
Glas- und Spiegelmanufaktur Garg 
kirchen - Schalke, Kammgarnspinn? 
Schedewitz, Aelteste Volkstedter Ea 
zellanfabrik A.-G., A.-G. für Mineral 
industrie, Hirsch A.-G. für Tafel ne 
fabriken. — Schluss des Bezugsre 
Hochseefischerei Trave. 


Sonnabend, 
5. März 


Montag, 
7. März 


Dienstag, 
8. März 
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Mittwoch, 
9. März 


Donnerstag, 
10. März 


Freitag, 
11. März 


Sonnabend, 
12. März 


„ b 

1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle tape 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. Spot 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, — j 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interes n 15 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Ta RPU 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind da 
ee gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht pest 
assen. ` 


| 
0 
2 


|| &.-V.: MechanischeBaumwollspinnerei und 
Weberei Kempten, Sächsische Kamm- 
garnspinnerei Hartbau, Mühle Rüningen, 
Waggonfabrik Busch, Admiralsgartenbad. 
— Schluss des Bezugsrechts Job. Girmes 
&Co., Bezugstrechts Schlesische Leinen- 
industrie Kramsta. 


Bankausweis New-York. — G.- V.. Lū- 
becker Privatbank, Allgemeine Elek- 
trizitäts-Gesellschaft, Sinner Akt.-Ges., 
Schöller-Eitorfer Kammgarnspinnerei, 

15. März Faber & Schleicher, Portland Cement- 

werke Höxter, Godelheim. — Schluss des 

Bezugsrechts Breitenburger Portland- 

Cementfabrik, Bezugsrehts Saganer Woll- 

l spinnerei, Bezugsrechts Gladenbeck. 
Reichsbankausweis. — @.-V.: Leipziger 

Creditbank, Holzindustrie Hermann 

Schütt, Ver. Nord- und Süddeutsche 

Spritwerke, Flensburger Dampfer-Com- 

pagnie, Baumwollspinnerei Kolbermoor, 

Baumwollspinnerei Unterhausen, Baum- 

wollspinnerei Pfersee, Hannoversche 

Immobilien- Gesellschaft, Kaoko Land- 

und Minen- Gesellschaft. — Schluss des 

Bezugsrechts Wintersche Papierfabriken, 

Hamburg. 


Ironage- Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — @.-V.: Aluminium- und 
Magnesiumfabrik Hemelingen, Hanno- 
versche Bodencredit-Bank, Baumwoll- 
spinnerei am Stadtbach. 


G.-V.: Süddeutsche Bodencreditbank, Gers- 
dorfer Steinkohlenbauverein, Han- 
seatische Jutespinnerei und Weberei 
Delmenhorst. Ak.-Ges. Jeserich, Hessi- 
sche Hexcules-Bierbrauerei, Dresdner 
Bau-Gesellschaft, Bremen-Besigbeimer 
Oelfabriken. 


Verlosungen: 


1. März: Stadt Augsburg 7 Gld. (1864), 
s Credit foncier 
500 und 250 Fr. (1879, 1885, 1908, 
1913), 2% Stadt Paris 300 u. 500 Fr. 
(1898, 1912), 14. März: 5% Russische 
100 Rbl. (1866). 15 März: 3% Egypt. 
Credit foncier 250 Fr (1886, 1903, 
1911), 2% Stadt Lüttich 100 Fr. (1905), 
5% Suez-Kanal 100 Fr. (1867), 2% 


Stadt Brüssel 100 Fr. (1905), 4°/, Paris 
500 Fr. (1865), Freiburg 10 Fr. (1873). 
16. März: Mailand 10 Fr. (1866). 


vor allen Dingen wohl die recht erhebliche Kurs- 
steigerung der Aktien der Buderusschen Eisen- 
werke. Die Vermutung der Börse ging dahin, dass 
die Gruppe Karl Späther ihren Minoritätsbesitz an 
diesen Aktien zu stärken sucht. Es müssen ja nicht 
immer gleich Mehrheitserwerbungen sein, durch die 
man sich den Einfluss auf Unternehmungen sichert. 
Eine Minderheit, die über mehr als ein Viertel der 
Aktien verfügt, ist in der Lage, der Mehrheit bzw. 
der Verwaltung so erhebliche Schwierigkeiten zu 
bereiten, dass sie unter Umständen auch als Minder- 
heit einen starken Einfluss erzwingen kann. Die 
angekündigte grosse Aktienemission der A. E. G., 
über die an anderer Stelle des „Plutus“ berichtet 
wird, wirkte auf die Börse verstimmend, d. h. die 
Aktien der A. E. G. erlitten einen verhältnismässig 
starken Kursrückgang. Es wäre aber falsch, diesen 
Rückgang dahin zu deuten, dass die Börse die 
Unterbringung der neuen A. E. G.- Vorzugsaktien für 
schwierig hält. Die Geldflüssigkeit ist ohne Zweifel 
noch immer so stark, dass die Ausgabe reizvoller 
Vorzugsaktien sich leicht vollziehen wird. Was die 
Börse für die Stammaktien flau stimmte, war zweifel- 
los in erster Linie die Enttäuschung darüber, dass auch 
bei dieser starken Kapitalsvermehrung die A. E. G. 
Aktionäre wieder insofern leer ausgehen, als ihnen 
keinerlei Bezugsrecht eingeräumt wırd. 

Die Abschlüsse unserer Gross- 
banken werden in diesem Jahre vermutlich noch 
später fertig werden als in den letzten Jahren. Wenn 
man hörte, dass Dr. Salomonsohn im Reichswirt- 
schaftsrat bei der Debatte über die Arbeitszeit der 
Bankbeamten erzählte, dass jetzt noch nicht alle 
Kontokorrente der Grossbanken vom Juni v. J. ab- 
geschlossen worden sind, so wird man die Jahres- 
abschlüsse der Grossbanken, wohl vor dem Juni 
dieses Jahres nicht erwarten dürfen. Um so mehr 
verdient der erste Kreditbankabschluss aus der Pro- 
vinz, der kürzlich erschienen ist, Beachtung. Die 
Hildesheimer Bank, die jetzt in den engeren 
Kreis der Deutschen Bank eingetreten ist, steht wie 
meistens an der Spitze mit der Veröffentlichung 
ihres Abschlusses. Man wird kaum fehlgehen in 
der Annahme, dass die wesentlichen Erscheinungen 
des Abschlusses dieser Provinzbank typisch sein 
werden für alle Bankabschlüsse des Jahres 1920. 
Das wesentliche ist in der Bilanz die weitere 
starke Zunahme der fremden Gelder. 
Bei der Hildesheimer Bank sind sie von 90,5 auf 


2 Warenmarktpreise im Februar 1921 
— | me P 25. 
pa Chic I | j Z 
R bfer, 77 70 357511 a e a 67½ 723/4 i cts, per bushel 
Zuber, a dard London 698 72/8 71598 Als 69/8 E per ton 
Zia n London 763/4 79 77 75 74 £ per ton 
ine nn ar X 25 25% 25½%,ʒ 25 /8 24½ Æ per ton 
a Lond Sg 1683/3 164!/; 170, 01707), 165°/, E per ton 
ri I. wu 233/3 2211/16 19% 167/s „£ per ton 
eckeiihe, London : 165 150 150 150 150 2 per ton 
Alte blech London T o 12598 125, 125% 125 Z per Flasche 
Ne Long zondon 33/4 33/4 314 | 31/4 30/4 | sh/d per ton 
Kapale Chi — 34 v 36 ½ 338 33 313/8 d per Unze 
Lade Nr 1 70 5 12,60 12.35 12.40 12,05 12,12½ | Doll. per 100 Pfå 
Baumwolle er York 6/8 6716 | 611/16 6516 6/16 | cts. per Pfd. 
Be AWolje i co New Vork 14,15 14,05 14,20 13,20 12,20 cts. per Pfd. 
role, oco Liverpool . s 8,87 8,37 8,69 8,30 7,26 d per Pfd. 

Stand. white New York 23,20 23,50 20,50 20,50 20,50 cts. per Gallone 


160,9 Mill. , gestiegen. Diese Gelder waren, 
wie es im Geschäftsbericht heisst, bei der Kund- 
schaft nicht voll zu verwenden. Von den 71 Mil- 
lionen Plus an Kreditoren wurden nur 20 Millionen 
in Debitoren angelegt. Die restlichen 51 Millionen 
wurden ungefähr zur gleichen Hälfte in Schatz- 
wechseln und in Guthaben bei anderen Banken 
untergebracht. Das Gewinnergebnis zeigt neben der 
den stark vermehrten Umsätzen entsprechenden 
Steigerung der Einnahmen aus Zinsen und Provi- 
sionen vor allen Dingen ein riesenhaftes Anwachsen 
der Effekten- und Konsortialgewinne 
(von 302653 M auf 2,1 Mill. £). Die Mehr- 
einnahmen wurden nur zum Teil durch die 
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naturgemäss bedeutend gestiegenen Verwaltung® 
kosten aufgezehrt. Es verbleibt eine Steigerung de 
Reingewinns von 1,48 auf 2,67 Mill. , als 
dem eine Dividende von 10% gegen 9% im vor 
jahr verteilt wird. Dabei ist zu berücksichtigen, das 
8 Mill. æ neue Aktien für dreiviertel Jah“ 
an der Dividende teilnehmen. Dem ExtrareserV“ 
fonds werden 500000.— Mark zugewiesen. Stark“ 
Gewinnsteigerung, erhebliche Rückstellung uf 
mässige Steigerung der Dividende, us 
ist die Prognose, die man nach dem Geschaftsberich 
der Hildesheimer Bank wohl für die meisten Ban" 
abschlüsse dieses Jahres wird stellen können. 
Justus: 


Antworten des Herausgebers. 


Oer Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sor! 


äber die Qualität von Wertpapieren. 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventus 


nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillig” 
Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


A. L. Bremen. Frage 1: Der recht erhebliche 
Unterschied in dem an den deutschen Börsen no- 
tierten Kursen von Auszahlung Wien und deutsch- 
österreichischen Noten ist wohl jedenfalls auf das 
Einfuhrverbot der deutschösterreichischen Regierung 
zurückzuführen? Wenn dem so ist, würde dann 
nicht der Kurs für Noten in Deutschland ganz 
minimal sein, wenn man nicht die Aussichten so 
hoch eskomptieren will, daß die aus der österreich- 
ungarischen Monarchie hervorgegangenen Staaten 
sich über die anteilige Uebernahme der ausländischen 
Verbindlichkeiten der österreich-ungarischen Bank 
noch einmal einigen? 


Antwort: Es ist richtig, daß Auszahlung 
Wien höher notiert als die deutschösterreichischen 
Noten, weil infolge des Einfuhrverbotes die Ver- 
wertbarkeit der Noten beschränkt ist. Wenn der 
Kurs immerhin nur unwesentlich niedriger als der 
Auszahlungskurs ist, so liegt das daran, daß man 
in der Tat in außerösterreichischen Kreisen noch 
immer mit der Möglichkeit rechnet, daß die nicht 
abgestempelten Noten gelegentlich einmal auf alle 
aus der früheren Österreich-ungarischen Monarchie 
hervorgegangenen Staaten verteilt werden und 
infolgedessen noch einmal eine Kurssteigerung 
erfahren werden. 


Frage 2: Wie kommt es, daß die ungestem- 
pelte Kronennote nicht nur überhaupt, sondern sogar 
noch einen größeren Wert als die abgestempelte 
neue deutschösterreichische Note hat, da dieselbe 
doch nicht, wie letztere wenigstens in ihrem 
Ursprungslande, einen Wert hat, nämlich gesetzliches 
Zahlungsmittel ist? 


Antwort: Die oben erwähnte Möglichkeit, 
daß bei einer definitiven Regelung ein Teil der 
deutschösterreichischen Verpflichtungen auch auf 
die übrigen Staaten übergeht, wirkt natürlich nur 
als Aktivum auf die ungestempelten Noten, weil 
lediglich diese Verpflichtungen aus der Vorkriegs- 


zeit darstellen. Die abgestempelten deutschöste! 
reichischen Noten sind Verpflichtungen der Repub! 
Deutschösterreich, für deren Bewertung allein © 

Einschätzung der wirtschaftlichen Kraft der Repub” 
maßgebend ist. 

Frage3: Da eine Möglichkeit, neue Kronennofe" 
nach Deutschösterreich zwecks Verwertung, also zu 
Gutschrift auf Konto zu versenden, nicht besteht, a 
im Falle eines kräftigen Anziehens der deuts“ 
österreichischen Valuta (wenn z.B. die Anschlus 
frage an Deutschland in ein aktuelles Stadium trete! 
sollte) nicht ein unverhältnismässig schnelleres Steig 
des Kurses für Auszahlung Wien, als für NO 
wegen der geringen Verwendungsmöglichkeiten de 
letzteren zu erwarten, vorausgesetzt, dass, wie g 
annehme, Anschaffung von Auszahlung Wien 4 
einer deutschen Börse und Remittierung des Be 
trages nach Wien zur freien Verfügung des Auftf 
gebers möglich ist? k 

Antwort: Die Erfahrung lehrt, dass die Kut 
kurve von Auszahlung und Noten fast immer 
auf geringfügige Abweichungen parallel zu verlauß” 
pflegt. Wenn für die deutschösterreichische Vale 
eine Kurssteigerung eintritt, so dürften natürlich“ i 
Gründe für diese Kurssteigerung wesentlich del 
sein, ob Auszahlung oder Noten stärker steigen 
der von ihnen angeführten Möglichkeit des 
schlusses an Deutschland muss man damit rechne 
dass noch viele andere Faktoren für die Kursh 
wertung mitsprechen, wie beispielsweise die F° f 
setzung des Umrechnungskurses. Man muss ® 
für diesen Fall ferner damit rechnen, dass sinng emai 
das Einfuhrverbot der deutschösterreichischen Reg. 
rung aufgehoben wird und dadurch wiederum a 
Noten wegen der augenblicklich niedrigeren Bet 
tung eine schnellere Kurserhöhung erfahren 
Auszahlung. Die Grundlagen für die Beurteilu 
dieser Zukunftsmöglichkeiten sind aber viel ZU 1 
gewiss, als dass es heute möglich wäre, eine d 
aussage auszusprechen. 
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Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Dolſiswirtſchaft und des Rechts. 


Wer Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


D 
ie doppelte Buchführung von Eduard Glück. 
pte Auflage, bearbeitet von August Glück, 
0 om-Handelslehrer und Dozent an der Handels- 
H schule in Nürnberg. Band 14 von Gloeckners 
andels-Bücherei, herausgegeben von Oberlehrer 
et Ziegler. Leipzig 1920. G A. Gloeckner, 
zü tlag für Handelswissenschaft Preis % 3.— zu- 
en 662/,%/, Teuerungszuschlag. 
Age Theoretischer Teil: Allgemeines. Kontenlehre. 
dom. dung von Buchungsposten. Bücher der 
B. Polten Buchführung. Inventar. Der Abschluss. — 
Eingoktischer Teil: Inventar. Kassabuch. Memorial. 
Nontentsbuch. Verkaufsbuch. Journal. Hauptbuch. 
duch Okorrentbuch. Warenbuch. Wechselbuch. Tratten- 


inven, Effektenbuch. Kalkulationspuch. Schluss- 
as atar und Bilanz. Erläuterung des Abschlusses. 
R Patentrecht von Johannes Neuberg, Geh 


“Sierungsrat in Berlin-Steglitz. Band 47 von 
Op. kners Handels-Bücherei, herausgegeben von 
Gi erlehrer Adolf Ziegler. Leipzig 1920. G. A. 
gy ekner, Verlag für Handelswissenschaft. Preis 
3— zuzüglich 66?/,°/, Teuerungszuschlag 
laiat Patentgesetz: Patentrecht. — Patentamt. 
nten in Patentsachen. — Strafen und Entschädi- 
— Erläuterungen. — Entscheidungen zum Pa- 


b ‚Musterschutzgesetze von Johannes Neu- 
Band Geh. Regierungs -Rat in Berlin-Steglitz. 
en. 48 von Glocckners Handels-Bücherei, heraus- 
Seben von Prof. Adolf Ziegler. Leipzig 1920. 
 Gioeckner, Verlag für Handelswissenschaft. 
4 At 3.— zuzüglich 66°/;% Teuerungszuschlag. 
Muste setz betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
sen — Verordnung zur Ausführung des Gesetzes. 
Modern’ betreffend das Urheberrecht an Mustern und 
Must, en — Bestimmungen über die Führung des 
registers — weitere Bestimmungen. — Erläute- 
run S zum Gebrauchsmusterschutzgesetz. — Erläute- 
Zur p um Geschmacksmusterschutzgesttz. 
Inte te der Rohstoffversorgung der deutschen 
"Industrie von Magdalene Willms, Dr. sc. 
Schr and 34 der „Probleme der Weltwirtschaft“, 
verkehr des Instituts für Weltwirtschaft und See- 
von Pr an der Universität Kiel, herausgegeben 
von . Dr. Bernhard Harms. Jena 1920. Verlag 
‚ „ustav Fischer. Preis #£ 12.—. 

T Jutebau und die Grenzen seiner Ausdeh- 
: er Juteverbrauch und seine Steigerung in 
* er Jutehandel und seine Beherrschung 
Zohstoffoslaud — Zur Frage der Sicherstellung der 
Die i Versorgung der deutschen Juteindustrie. 

trie Anzierung und Bilanz wirtschaftlicher Be- 

von D unter dem Einfluss der Geldentwertung 

lehre © W. Prion, o. Prof. der Betriebswirtschafts- 
von 1 — der Universität Köln. Berlin 1921. Verlag 
ie zus Springer. Preis A 8.80. 
Anlageve Msatzvermögen. — Warenumsatz. — Das 
schafe Mögen. — Die Abschreibungen. — Ersatz- 
und Kun gen und Zugänge. Dividendenpolitik 
Auswa Pitalbeschaffung. 

trana rung und deutsche Volkswohlfahrt. Be- 

und Ausso und Vorschläge für Kolonialpolitiker 

weitet anderer von Dr. jur. et phil. Hugo Grothe. 
zember 19105 eines Vortrages, gehalten am 5. De- 
919 in der Vortragsreihe „Siedlung und 


Ai, 
Preis 


N 


Deutschtum in Süd- und Mittelamerika“ des „In- 
stituts für Auslandskunde und Auslandsdeutschtum“, 
Leipzig. Berlin S 59, Hasenheide 9. Heft 15—18 
der Schriften des Instituts für Auslandskunde und 
Auslandsdeutschtum der Deutschen Kulturpolitischen 
Gesellschaft, Leipzig-Gohlis, Friedrich-Karl-Str. 22. 
Verlag Süsserott, G. m. b. H. Preis 4 5.40. 

Die heutige Auswanderungsbewegung — Die Ur- 
sachen der deutschen Auswanderung. — Nachteile und 
Nutzen der Auswanderung für Staat und Volkswohl- 
fahrt. — Die künftige Auswanderungspolitik und das 
Reichswanderungsamt. Steht Deutschland vor einer 
Uebervölkerung und einer Auswanderungsnotwendig- 
keit? — Die Auswanderung und das kommende neue 
Auswanderungsgesetz — Zur finanziellen Organi- 
sation der Auswandererfürsorgearbeit. — Die Selbst- 
hilfe der Auswanderer. 

Die Entwicklung der Gemeinwirtschaft von 
Edmund Fischer. Heft & der „Veröffentlichungen 
der sächsischen Landesstelle für Gemeinwirtschaft“. 
Dresden 1920. v. Zahn & Jaensch. Preis #2 20.—. 


Der derzeitige Stand des Gemeinbesitzes und 
der Gemeinwirtschaft in Sachsen: Das Wesen der 
Gemeinwirtschaft. — Die Staatsbetriebe in Sachsen. 
— Die Gemeindebetriebe. — Die Genossenschaften. 
— Gesamtbild der Gemeinwirtschaft in Sachsen. — 
Der Ausbau der Gemeinwirtschaft iu Sachsen. 

Der Spiegel. Beiträge zur sittlichen und künstle- 
rischen Kultur, herausgegeben von Robert Prechtl. 
Berlin W 8. Spiegel-Verlag G. m b. H. Preis des 
Doppelheftes % 2.—. 

12.13. Heft (10. Oktober 1920), II Jahrgang: Staat 
und Religion von Johannes Schlaf. — Der kon- 
fessionelle Frieden. (Eine nationale und kulturelle 
Notwendigkeit) von Graf Hoensbroech. — Die 
Sackgasse von Friedrich von Oppeln-Broni- 
kowski. 

Krisis der Wirtschaft und der Wirtschaftswissen- 
schaft von Dr. Adolf Günther, Professor der 
Staatswissenschaften an der Universität Erlangen 
und Dozent an der Handelshochschule Nürnberg. 
Dresden 1921. Im Sybillen- Verlag zu Dresden. 
Preis # 9.— geheftet, M 13 -—- gebunden. 

Zur Naturgeschichte der Krisis. — Vorgänge. 
— Die Toten und das Erbe. — „Allgemeine“ oder 
„theoretische“ Nationalökonomie. — Das Monstrum 
der „praktischen oder speziellen Nationalökonomie“. 
— Die Entdeckung der Weltwirtschaft und andere 
Prioritätsstreite. — Wirtschaftsaesthetizismus. — Wirt- 
schaftskrisis und Wirtschaftstheorie. — Sozialer und 
psychischer Umsturz. — Moderne Staatsromantiker: 
Ballods Zukunftsstaat; Walther Rathenau: Verein 
für Sozialpolitik und Gesellschaft für soziale Reform. 
— Die Konsumenten: Studenten — Leser — Verleger 
— Arbeiter — Schlussbetrachtungen: Das Werturteil. 
— Ueber Sozialismus und Sozialpolitik. — Ueber- 
windung der Krisis. 

Philosophie und Recht. Zeitschrift für Philosophie 
und Rechtswissenschaft, Rechtsphilosophie, Philo- 
sophische Parteienlehre, Juristische Erkenntnis- 
theorie (Rechtsfindung) und Pädagogik. Heraus- 
gegeben von Priv.-Dozent Dr. C. A. Enge in 
Giessen. Osterwieck-Harz. A. A. Zickfeldts Ver- 
lag. Preis #1 24.— jährlich (= 4 Hefte), A 8.— pro 
Einzelheft. 


Heft I (Oktober 1920), 1. Jahrgang: Philosophie 
und Recht von C. A. Enge, Giessen. Rechtssystem, 
Staat und private Willenserklärung bei Savigny, 
Windscheid und Regelsberger von Max Rumpf in 
Mannheim. — Von den Grenzen wissenschaftlicher 
Politik von Friedrich Raab in Frankfurt aM. — 
Die Stellung der Rechtsphilosophie unter den philo- 
sophischen Disziplinen von Fritz Münch in Jena. 
— Das Recht im Zusammenhange mit dem übrigen 
Menschheitsleben von Fr. Staudinger in Darmstadt. 
Die Mannigfaltigkeit des Rechts von Ernst 
Weigelin in Stuttgart. — Ehescheidung im gegen- 
seitigen Einverständnis von Rudolf Henle in 
Giessen. — Zur Frage einer juristischen Grundlehre 
von Franz Weyr in Brünn. — Die Theorie des 
Rechts und ihre Grenzen von Seidler in Wien. — 
Die Rechtskunst. Ein Programm von Ludwig 
Bendix in Berlin. — Antworten auf die Anfragen 
„Bedarf die Rechtswissenschaft der Philosophie und 
weshalb?“ 


Psychoanalyse und Soziologie. Zur Psychologie 
von Masse und Gesellschaft von Aurel Kolnai. 
Leipzig, Wien und Zürich 1920. Internationaler 
Psychoanalytischer Verlag. Preis # 20.—. 


Methode Rustin. Selbstunterrichtsbriefe in Ver- 
bindung mit eingehendem Fernunterricht. Heraus- 
gegeben vom Rustinschen Lehrinstitut für brief- 
lichen Unterricht. Redigiert von Prof. E. Ilzig. 
Potsdam und Leipzig. Verlag von Bonness & Hach- 
feld. Preis #2 2.50 pro Lieferung. 


Lieferung 1: Bilanzkunde von Richard Fuchs, 
Dipl. Handelslehrer, Dozent an der Humboldt-Hoch- 
schule, Berlin. 


Lieferung 2: Fortsetzung der „Bilanzkunde“ von 
Richard Fuchs. 


Wirtschaftsmonographien wichtiger Handels- 
staaten herausgegeben von Amandus M. F. Mar- 
tens, Hannover. Hannover. I. C. König & Eb- 
hardt Verlag. Preis # 12 —. i 

I. Teil: Italien, Argentinien Dänemark. — II. Teil: 

Chile, Spanien und die Kanarischen Inseln. Die Süd- 

afrikanische Union. — HI. Teil: Die Niederlande 

(ohne Kolonien), Mexiko, Australien. — IV. Teil: 

Lateinamerikanische Staaten, China, Britisch-Indien. 


Sozialismus, Kommunismus, Anarchismus. Elfter 
Band der „Ausgewählten Lesestücke zum Studium 
der politischen Oekonomie“, herausgegeben von 
Karl Diehl und Paul Mombert. Karls- 
ruhe i. B. 1920. G. Braunsche Hofbuchdruckerei und 
Verlag. Preis #£ 12,— gebunden. 

Inhalt: Erste Abteilung: Schriften von Haupt- 
vertretern dieser Richtungen: I. Sozialismus und 
Kommunismus a) Frankreich, b) England, c) Deutsch- 
land. II. Der neuere Kommunismus (Bolschewismus). 
III. Der Anarchismus. IV. Der Agrarsozialismus (Boden- 
reform). 


Sozialismus, Kommunismus, Anarchismus. Zwölfter 
Band der „Ausgewählten Lesestücke zum Studium 
der politischen Oekonomie“, herausgegeben von 
Karl Diehl und Paul Mombert. Karls- 
ruhe i. B. 1920. G. Braunsche Hofbuchdruckerei und 
Verlag, Preis Æ 12,— gebunden. 

Inhalt: Zweite Abteilung: Programme und pro- 
grammatische Kundgebungen: I. Vorläufer des So- 
zialismus. II Der französische Sozialismus. III. Der 
englische Sozialismus. IV. Der deutsche Sozialismus. 
V. Der Bolschewismus. VI. Die Internationale. VII. Der 
Anarchismus. VII. Der Agrarsozialismus. 


Geschichte des Kriegsausschusses der Deutschen 
Baumwall-Industrie zugleich Abriss der Baumwoll- 
wirtschaft während des Krieges. Im Auftrage des 
Rriegsausschusses der Deutschen Baumwollindustrie 
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bearbeitet von Dr. W. F. Bruck, a. o. Professor def 
Volkswirtschaftsiehre an der Universität Giessen. 
Berlin 1920. Kriegsausschuss der Deutschen Baum“ 
woll-Industrie i. Liqu. Preis 4 40,—. f 
Inhalt: I. Geschichtliche Darstellung. II. Die 
hauptsächsten Massnahmen auf dem Gebiete det 
Baumwollbewirtschaftung. III. Geschäftliche Organ! 
sation des Kriegsausschusses. 


Geldwahn und Rettung. Von Germanus Agricola: 
Sammlung der in der Zeit vom 7. September 1919 bis 
31. Januar 1920 im „Münchener Beobachter“ ef 
schienenen Aufsätze des Germanus Agricola. Hef 
ausgegeben und mit einem Vorwort versehen vol 
Dr. med. Johannes Dingfelder, prakt. Arzt in München, 
Ein Teil des Reingewinnes wird im Sinne des Get 
manus Agricola der Hindenburgstiftung zugeführt! 
München 1920. Verlag „Deutsche Eiche“, H. Fröß’ 
lich, München 2, SW. Preis # 6,—. 

Inhalt: I. Unter dem System der kapitalistische" 
Idee: A. Die rentierliche Güterknappheit — und de! 
imaginäre Wert unser Untergang. II. Unter dem 
System des Versorgungsgedankens: B. Der Ertrags- 
reichtum und den Naturwert unsere Rettung. 


Das Kartell der Konsumenten. Von einem intel” 
nationalen Bankdirektor. Wien 1920. Manzsch® 
Verlags- u. Universitäts- Buchhandlung. Preis # 6, 

Inhalt: I. Produzenten und Konsumenten: Das 

Kartell der Konsumenten; Bildung eines National 

fonds für zinslose Vorschüsse an die Unternehmungen 

der Konsumentenorganisation. Spezialfonds für Ver 
wohlfeilung der Produktionskosten und der Lebens 
führung, Weiterer Ausbau der Organisation del 

Konsumenten, die Grossindustrie betreffend. Uebe“ 

verschiedene Staatsmonopole. H. Verschiedene Vo!” 

schläge sozialer Natur. II. Zukunftsphantasien. 


Ludendorff. Mit einer Abbildung. Von Geneial 
Buat. Lausanne 1920. Verlag Payot & Co. Preis 
A 24 —. 

Schaffen und Schauen. Ein Führer ins Leber 
Teil I: Volk und Vaterland. Vierte Auflage 
Leipzig und Berlin 1921. B. G. Teubner Verlag- 
Preis #£ 14.— plus 100°% Teuerungsaufschlag. 

Inhalt: I. Im Deutschen Reich: Das deutsch? 

Land. Das deutsche Volk? Die deutsche Heimat: 

Das Deutsche Reich. — II. Die deutsche Volkswirt 

schaft: Grundlagen der Volkswirtschaft. Die Wirt 

schaftslage der Gegenwart. Land- und Forstwirt 
schaft Bergbau. Industrie Technik. Kunstgewer”, 
und Architektur. Handel, Verkehr. — III. Staat un 

Staatsürger: Der Staat. Die politischen Parteie 

Die Frau im neuen Deutschland. Die Presse. DA 

Recht. Organisation der Staats- und Gemeindeve 

waltung. Wirtschafts- und Sozialpolitik; Finaný 

wesen, Steuerpolitik. Handels- und Gewerbepolit” 

Kolonialpolitik, Sozialpolitik. Bevölkerungsprobles 

und Bevölkerungspolitik. Frauenfrage und F rauen 

bewegung. Boden- und Wohnungsfrage. Praktisch 

Sozialpolitik. Staat und Kirche. Das Unterrichts wese 

Das Volksbildungswesen. Die Wehrmacht: Das Lan 

heer; Die Flotte. Das Leben des Staates nach ausse 

IV. Im Beruf: Die Vorbildung. Der Beruf. Die wiol 

tigsten Berufe. 


Jahrbuch der Bodenreform. Vierteljahrshefte 
ausgegeben von A. Damaschke, Berlin. Jena 
Gustav Fischer Verlag. Preis # 5.—. 


Inhalt des dritten Heftes (abgeschlossen = 
10. Oktober 1920). XVI. Band: I. Untersuchungen u 
Vorschläge: Arbeitsrecht und Bodenrecht j 
Dr. Heinz Potthof, München; Die Bodenrefof 
in der Gesetzgebung vom Ministerialrat Krüge 
Referent im Reichs-Arbeitsministerium, Berlin. ji 
II. Dokumente der Bodenreform: Die Heimstätte 
Die Besteuerung des Bodens; Bodenreform in LitaU” 


et 
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil Fritz Naphtali- Berlin. 


